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Das Ende des Eiſenbahnerſtreiks.
Sieg der Streikenden.

Die über die Beendigung des engliſchen Eiſenbahner-
ſtreiks heute vorliegenden Nachrichten laſſen klar erkennen, daß
die Eiſenbahner in dieſem Rieſenkampfe Sieger geblieben
ſind. In den amtlichen Meldungen aus England wird zwar
der Ausgang des Kampfes ſo dargeſtellt, daß „Regierung und Volk
dem Eiſenbahnerſtreik ſiegreich die Stirn geboten“ hätten.
Dem widerſpricht indes ſchon der Umſtand, daß die Regierung
Verhandlungen mit den Eiſenbahnern aufgenommen hat
und daß es in dieſen Verhandlungen zu einer Verſtändigung
mit den Eiſenbahnern gekommen iſt. Und zwar ſoll Bonar Law,
der Führer der Konſervativen die Grundlage für eine Verſtändi-
gung geſchaffen haben. Auch aus den Bedingungen, unter denen
der Streik beendigt wurde, geht alles andere hervor, als eine
Niederlage der Streikenden. Sie können im Gegenteil als ein
voller Erfolg der Streikbewegung gelten. Der Telegraphen Union
wird über die Bedingungen, unter denen die Beilegung des
Eiſenbahnerſtreikes erfolgte, gemeldet:

Die ſtreikenden Eiſenbahner nehmen die Arbeit ſofort wieder
auf. Die Verhandlungen werden fortgeſetzt unter der Voraus-
ſetzung, daß ſie vor Ende des Jahres beendet ſind. Die
gegenwärtigen Lohnſätze bleiben bis Sep-
tember 1920 aufrechterhalten und können dann her-
abgeſetzt werden, wenn die Preiſe der Lebenshaltung inzwiſchen
gefallen ſein ſollten.

Nach einer Meldung des Reuterſchen Bureaus ſind die Be-
dingungen für die Beilegung des Streiks im einzelnen noch die
folgenden:

1. Die Arbeit wird ſofort wieder aufgenommen. 2. Die Ver-
handlungen werden fortgeſetzt mit der Maßgabe, daß ſie vor dem
31. Dezember beendet ſind. 3. Die Löhne werden bis 30. Sep
tember 1920 auf der gegenwärtigen Höhe gehalten und
nach dem 1. Auguſt 1920 im Lichte der dann herrſchenden Ver-
hältniſſe nachgeprüft werden. 4. Kein erwachſener Eiſenbahner
ſoll weniger als 51 Schilling wöchentlich erhalten, ſolange die
Koſten des Lebensunterhaltes nicht weniger als 110 Prozent
über der Höhe vor dem Kriege ſtehen. 5. Die Arbeiter werden
mit den bei der Arbeit gebliebenen oder zur Arbeit Zurück-
gekehrten in Harmonie arbeiten, und niemand wird in irgend-
einer Weiſe wegen des Streiks benachteiligt werden. 6. Die in
Folge des Streiks einhehaltenen Löhne werden nach Wieder-
aufnahme der Arbeit ausbezahlt werden.
Vergegenwärtigt man ſich, daß Lloyd George die Eiſenbahner

bedingungslos zur Wiederaufnahme der Arbeit zwingen
wollte, ſo kann man wahrhaftig nicht von einem „Siege“ der Re
gierung reden. Sie hat nachgeben müſſen, und Sieger ſind im
Grunde die Eiſenbahner. Jhre Ge ſchloſſenheit ſowie die
Unterſtützung, die ihnen durch die übrige Arbeiterſchaft zuteil
wurde und noch werden ſollte, haben der Regierung gezeigt, daß
ſie in dieſem Machtkampf den ſchwächeren Teil darſtellt. Und ſie
haben ſie deshalb veranlaßt, den Kampf nicht auf die Spitze zu
treiben und die Verſtändigung zu ſuchen unter weit gehenden
Zugeſtänd niſſen an die ſtreikenden Eiſenbahner.

Denn auch ſachlich haben die Eiſenbahner einen großen Erfolg
errungen. Sie haben die Sicherheit erzielt, daß die Beratung
ihrer Forderungen bis Ende des Jahres erledigt ſein muß. Sie
haben ferner erreicht, daß die beabſichtigte Herabſetzung ihrer
Löhne, wegen der ſie den Kampf aufgenommen haben, am 1. Ja-
nuar nicht eintreten wird. Sie haben durchgeſetzt, daß ihnen ihre
jetzigen Löhne bis September 1920 garantiert
werden und daß eine Herabſetzung nur erfolgen kann, wenn die
Lebensmittelpreiſe inzwiſchen geſunken ſind.

Der Kampf und der Erfolg der engliſchen Eiſenbahner iſt außer-
ordentlich lehrreich. Er zeigt, was eine Arbeiterſchaft erreichen
kann, wenn ſie geſchloſſen und einmütig auftritt. Weder die Ge-
waltmaßnahmen der Regierung noch die feindliche Haltung des
Bürgertums haben die Geſchloſſenheit der Streikenden zu erſchüt-
tern vermocht und dadurch ihren Sieg herbeigeführt. Jhre Soli-
darität hat daher der engliſchen Regierung eine Niederlage beige-
bracht, die wohl kaum ohne politiſche Wirkungen bleiben dürfte.

London, 8. Oktober. Der Eiſenbahnerführer Fhomas
äußerte ſich mehreren Preſſevertretern gegenüber, die Eiſenbahner
hätten im allgemeinen dem Vergleich zugeſtimmt. Nur eine ge-
ringe Anzahl verweigere die Rückkehr zur gemeinſchaftlichen Ar
beit mit den Streikbrechern und freiwilligen Hilfsarbeitern. Eine
Gruppe habe die Arbeiter ſogar verhindert, die Arbeit wieder auf-
zunehmen. Bonar Law verſuche zwiſchen dieſer Gruppe und
der Regierung zu verhandeln. Auf der Maſſenverſammlung der
Eiſenbahner in Alberthall wurden Thomas' Mitteilungen von der
Beendigung des Streiks von den Eiſenbahnern und deren Frauen
mit Begeiſterung begrüßt.

Die vorläufige Verfaſſung Elſaßz-Lothringens.
Genf, 6. Oktober. Die franzöſiſche Deputiertenkammer hat

am 4. Oktober die Regierungsvorlage betreffend die proviſoriſche
Verfaſſung Elſaß-Lothringens angenommen. Die beiden
Provinzen behalten demnach bis zur qgſenllchen Regelung ihre
Verwaltung bei, d. h. die vom Deutſchen Reiche geſchaffene Organi-
ation und Geſetzgebung. Der Vorſitzende des franzöſiſcheniniſterrates, d. h. Perr lemenceau, bleibt im Beſitze der Regie

rungsgewalt, die er auch fernerhin durch den Generalgouverneur
Millerand ausüben läßt und für deren Handhabung er nur dem
franzöfiſchen Parlament verantwortlich iſt. Der An-
trag des Abgeordneten Albert Thomas wonach der von der
franzöſiſchen Regierung ernannte Oberſte Rat durch einen Aus
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ſchuß von gewählten Vertretern der Gemeinden und Betriebsräte
erſetzt werden ſoll. iſt mit großer Mehrheit abgelehnt worden.
Die endgültige geſetzliche Organiſation Elſaß-Lothringens bleibt
dem künftigen franzöſiſchen Parlament vorbehalten, zu dem die
drei Kreiſe Oberelſaß, Unterelſaß und Lothringen bei den bevor-
ſtehenden Wahlen insgeſamt 24 Deputierte und 14 Senatoren zu
ernennen haben. Der ſozialiſtiſche Abgeordnete Lafont be-
antragte die ſofortige Anwendung des neuen franzöſiſchen Geſetzes
über die Veräußerung des ſequeſtrierten deutſchen Beſitzes auf
ElſaßLothringen zum Zwecke der ſofortigen Uebernahme der ge-
ſamten Kalilager und ihrer Ausbeutung durch den franzöſiſchen
Staat. Der Generalgouverneur Millerand bekämpfte dieſen
Antrag, weil er zur wirtſchaftlichen Desorganiſation des ganzen
Landes führen würde. Die Kammer lehnte den Antrag hierauf ab.

Die Fiume-Wirrnis.
Nach Meldungen aus Fiume verfügte d'Annunzio die Ver-

haftung jugoſlawiſcher und amerikaniſcher Staatsangehöriger in
Fiume und ließ Jnternierungslager errichten. Die Befeſti-
gung Fiumes ſchreitet vorwärts. An der Peripherie der Stadt

d'Annunzio ſchwere Artillerie und Schiffskanonen auffahren
aſſen.

Serbien mobiliſiert
Lugano, 6. Oktober. Nach der Stampa meldet Cicago Tri-

bune, daß die Wiedereinberufung der jugoſlawiſchen Jahrgänge
1880--1893 große Aufregung in Agram hervorgerufen habe. Nan
betrachtet den Krieg gegen Jtalien als unvermeidlich. Die
aus Trau abziehenden Jtaliener wurden aus den Häuſern be-
ſchoſſen. Auch in Spalata brachen ſchwere antiitalieniſche Un-
ruhen aus. Alle italieniſchen Geſchäfte wurden völlig verwüſtet,
die Jtaliener ſelbſt ſchwer miſhandelt, ja ſogar aus ihren Häufern
herausgeholt. Schweizer Blättern zufolge kommt es längs der
dalmatiniſchen Küſte beſtändig zu Kämpfen zwiſchen Ser-
ben und Jtalienern.Ein italienifchrumäntſches Bändnis 7

Zürich, 6. Oktober. Die Neue Zürcher Zeitung meldet aus
Agram, daß zwiſchen Jtalien und Rumänien ein militäriſches Ab-
kommen getroffen ſein ſoll, wonach die Rumänen ſich verpflichten,
im Kriegsfalle gegen die Jugoſlawen gleichzeitig eine Operation

vorzunehmen. tGreift England ein?
Bern, 6. Oktober. (W. T. B.) Eine Meldung der Agenziag

Stefani aus London beſagt, daß die engliſche Regierung nach An-
ſicht offiziöſer Kreiſe beabſichtigt, in Rom auf ſchnellſte Beendi-
gung des ungeſetzlichen Zuſtandes in Fiume zu drängen, widrigen
falls Jtaliens Verbleiben im Vierverband ge-fährdet werden könne.

Italieniſcher Sozialiſtenkongreß.
Bern, 68. Oktober. (W. T. BV.) Geſtern iſt der Sozialiſten-

kongreß in Bologna unter ſehr ſtarker Beteiligung zuſammen
getreten, der mittags von Barccei mit heftigen Angriffen
gegen die Regierung eröffnet wurde, die ſich nur durch
regktionäre Maßnahmen, wie die Wiedereinführung der
Zenſur, halten könne. Die Meinung der überwiegenden Mehr-
heit des Kongreſſes gab Gonnari wieder, als er die Not-
wendigkeit einer Revolution für die Errichtung
der Diktatur des Proletariats forderte, aber auch
gleichzeitig die Beteiligung an den Wahlen als unerläßlich ver
langte. Aus den Verhandlungen des erften Tages kann feſtgeſtell
werden, daß zwar ein tiefer Gegenſatz zwiſchen Reformiſten und
Maximaliſten beſteht, daß aber nieinand eine Trennung wünſch
und daß aller Wahrſcheinlichkeit nach die Einigung der Parteien
erhalten bleiben wird

Barci las dann einen Begrüßungsbrief der ruſſiſchen Sowjet-
republik unter ſtürmiſchen Kundgebungen für Lenin

nd vor. Parteiſekretär Lazzari ſtellte
ein weiteres Anwachſen der Partei und der ſtraffen Diſziplin in
dieſer feſt, wodurch die Wahrſcheinlichkeit des Gelingens von
Maſſenaktionen zur Eroberung der wirtſchaftlichen
und politiſchen Macht zugenommen habe. Jm Namen der maxi-
maliſtiſchen Gegner der Wahlbeteiligung ſprach Bordiga unter

und Sowjetrußla

ſcharfen Angriffen gegen die ſozialiſtiſche Kammerfraktion.
Treves antwortete in deren Namen. Er erklärte, daß der
Appell an die Gewalt, der heute von vielen Genoſſen verlangt
werde, ein Kriegsüberbleibſel ſei. Der Barrikadenſozialismus
unter Leitung der Minderheit führe nur ins Verderben. Die Ge-
ſamtheit wolle keine Einzelaktion. Jedenfalls ſei gegenwärtig
nur ein ganz unſcheinbarer Teil der Arbeiterſchaft für einen ge-
waltigen Umſturz zu haben.

Die Koſten der Beſatzung in den Rheinlanden.
Der Etat des Reichsſchatzminiſteriums, deſſen Ent

wurf am Sonnabend im Reichsrat beraten wurde, enthielt unter
anderem die Forderung von 5 Millionen Mark für die General
kommiſſion der Alliierten im beſetzten Gebiet und weitere 5 Millio
nen für die Unterbringung der Ueberwachungsausſchüſſe für Heer
Marine und Luftſchiffahrt. Für die Unterbringung der Kom-
miſſion für Heer und Marine in Berlin ſoll das Hotel Kaiſerhof
mit 165 Zimmern, für Geſchäfteräume das Haus Wilhelmſtraße
664 mit 40 Zimmern, für Mann chaften und Automobile die
Kaſerne in der Karlſtraße, für die Luftfahrtkommiſſion das Hotel
Eden mit 160 Zimmern, für Geſchäftsräume die Militärtechniſche
Akademie mit 9830 Räumen bereitgeſtellt werden. Weitere Räume
werden angefordert. Neben dem Hauptüberwachungsausſchuß in
Berlin werden Unterkommiſſionen in zehn deutſchen Großſtädten
gebildet.
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Der Unterhalt der S eſa h ge ver in den Rheinlanden
wird mit 210 Millionen Mark in Rechnung geſetzt, der
aber für das Halbjahr auf mindeſtens 300 Millionen erhöhen
wird. Bisher ſind in den zehn Monaten für den Unterhalt der
Beſatzüngstuppen 892 150 000 Mk. in Anſpruch genommen worden.

Das Schulkompromiß.
Die Zukunft der Schulen in Halle und im Bezirk

Merſeburg.
I. Das Kompromiß in ſeinen letzten Konſequenzen.

Die Einheitsſchule iſt fürs erſte ein Traum. Ende Fuli
1919 wurde in der Nationalverſammlung in Weimar das ſoge-
nannte Schulkompromiß, d. i. eine Vereinbarung
über die künftige Geſtaltung unſeres Schulweſens, von der Regie
rungsmehrheit angenommen. Es handelt fich um Artikel 143--146
der Verfaſſung. Art. 143, Abſ. 2 lautet: Jnnerhalb der Ge
meinden ſind auf Antrag der Erziehungsberechtigten (Eltern)
Volksſchulen ihres Bekenntniſſes oder ihrer Weltanſchauung ein
zurichten, ſoweit hierdurch ein geordneter Schulbetrieb nicht be
einträchtigt wird. Der Wille der Erziehungsberechtigten iſt mög
lichſt zu berückſichtigen. Das Nähere beſtimmt ein baldigſt zu er
laſſendes Reichsgeſetz.

Für den Zugang Minderbemittelter zu den mittleren und höhe-
ren Schulen ſind durch das Reich, die Länder und die Gemeinden
öffentliche Mittel bereitzuſtellen, insbeſondere Erziehungsbeihilfen
für die Eltern der Kinder, die zur Ausbildung auf mittleren und
höheren Schulen für geeignet erachtet werden, bis zur Beendigung
der Ausbildung.

Artikel 144: Privatſchulen als Erſatz für öffentliche Schulen
bedürfen der Genehmigung des Staates und unterſtehen e
Kelvatſchuten in i ren Key Ein ſowie in der

en nwiſſenſchaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den
öffentlichen Schulen zurückſtehen und im Falle der Erhebung von
Schulgeld durch Abſtufung auch den minderbemittelten Volksſchich-
ten zugänglich gemacht werden.

Private Volksſchulen ſind zuläſſig, wenn für eine Minderheit
von Erziehungsberechtigten, deren Wille nach Artikel 143 Abſ. 2
zu berückſichtigen iſt, eine öffentliche Volksſchule ihres Bekennt-
niſſes in ihrer Gemeinde nicht beſteht.

Nach Art. 145 iſt auch die Arbeitsfreudigkeit als Ziel
der Schule hingeſtellt, der Arbeitsunterricht iſt als Lehr
gegenſtand aufgenommen, das Volksbildungsweſen, einſchließlich
der Volksſchule, ſoll gefördert werden.

Art. 146. Der Religionsunterricht iſt ordentlicher Lehrgegenſtand
der Schule, mit Ausnahme der bekenntnisfreien (weltlichen)
Schule. Die Erteilung religiöſen Unterrichts
und die Vornahmekirchlicher Verrichtungen bleibt
der Willenserklärung der Lehrer, die Teilnahme an
religiöſen Unterrichtsfächern und an kirchlichen Feiern und Hand
lungen der Willenserklärung der Erziehungsberechtigten über
laſſen.

I

1. Das Kompromiß und die Schule.
Es gibt alſo nach Art. 143 künftig drei Arten von Schulen:
Bekenntnisſchulen: jüdiſche, moniſtiſche, Freidenker-, evangeliſche,

katholiſche, buddhiſtiſche uſw., 2. Simultanſchulen: „simul“ heißt
„zugleich“, Kinder aller Religionen werden zugleich unterrichtet,
3. Weltliche Schulen Nach Art. 146 ohne Religion im Lehrplan.

Nicht einmal eine gemeinſagme Grundſchule kann es nach Art.
144 in Zukunft geben. Jede Religionsgemeinſchaft kann ſich ihre
private Volksſchule errichten. Die unermeßlich reiche katholiſche
Kirche wird nun das ganze Land mit ſolchen privaten Volksſchulen
überziehen; jede katholiſche Privatvolksſchule wird dabei eine
neue Kampfſchule für die Macht des Zentrums werden! Es
gehört andererſeits ein hoher Optimismus und großer Jdealismus
dazu, z. B. überall private Freidenkervolksſchulen bei ihren 2,3
Prozent Anhängern binnen wenigen Wochen aufzubauen, die nach
Art. 144 „in ihren Lehrzielen und Einrichtungen nicht hinter den
üff ntlichen Volksſchulen zurückſtehen“. Da es alſo auf Las
finanzielle Vermögen der Religionsgemeinſchaften ankom a t, wird
guch in Zukunft wieder neben dem Religionsbekenntnis der
Kapitalismus die Grundlage des Schulweſens bilden Jm Art.
144 liegt eine Vergewaltigung der armen Bekenntnisgemeinden
beſchloſſen; Kinder „armer“ Bekenntniſſe werden gezwungen wer-
den, in Schulen anderer „reicher“ Bekenntniſſe als geduldete Gäſte
unterzuſchlüpfen. Jn dieſem Falle erweiſt ſich Art. 144 dem Art.
143,2 gegenüber in ſeinen letzten Konſequenzen als Widerſpruch, ja
als grobe Ungerechtigkeit. Nach Art. 148 beſtimmt „das Nähere
ein baldigſt zu erlaſſendes Reichsgeſetz““ Damit werden die
Parlamente der einzelnen Bundesſtanten vergewaltigt. Es

wird ihnen verboten, durch ſelbſtändige Geſetze eine eigene Löſung
der Kirchen und Schulfragen zu treffen. Jn einer Konferenz der
eingelſtaatlichen Kultusminiſter wurde Ende Fuli beſchloſſen, bei

der Reichsregierung ſofort vehritte zu unternehmen gegen die
Durchführung des Schulkompromiſſes. Vergebens. Präſident
Ebert iſt darununf verbflichtet! Kultusminiſter Haeniſch erwiderte
auf eine Eingabe der ſozialiſtiſchen Organiſatien von Dortmund:
Die praktiſche Durchführung, die obendrein die größten ſchul-
techniſchen Schwierigkeiten mit ſich brächte, würde den Schulkampf
und damit den konfeſſionellen Hader bis in die kleinſten Schul
gemeinden tragen Sie wird die jetzigen leiſtungsfähigen Schulen
zugunſten der Zwergſchulen auf das ſchwerſte gefährden und die



Verwirklichung
puöglich machen.“

So wird alſo demnächſt und in der Folge alle 5—8 Jahre ein
„konfeſſioneller Schulwahltag“ einberufen werden. Jeder Er-
ziehungsberechtigte, d. ſ. Eltern, Vormund uſw., hat ſeine Stimme
dafür abzugeben, ob er die konfeſſionelle, die Simultan- oder die
weltliche Schule für ſein Kind wünſcht. Das heißt alſo, auf die
realen Verhältniſſe angewandt, im allgemeinen: Auf dem
Lande, wo noch immer die orthodoxe Kirche herrſcht, wird die
Bekenntnisſchule ihre Triumphe ſeiern, in den Kleinſtädren
wird man vorwiegend Simultanſchulen errichten, in der Groß-
ſtadt aber beginnt ein wüſtes Erziehungsdurcheinander von
privaten höheren und Volksſchulen, Simultan- und weltlichen
Zwergſchulen und allen möglichen Bekenntnis-Winkelſchulen; jebe
großzügige Schulpolitik einer Großſtadt muß ſcheitern an den letz
ten Konſequenzen des Schulkompromiſſes. Die Sozialdemokratie
wird jedoch überall für die weltliche Volksſchule ſtimmen.
iſt die Frucht von Weimar:

Das

Das Volk miſchte die Karten, die Regierungsſozialiſten ſpielten
aus, und Zentrum iſt Trumpf.

2. Das Schulkompromiß und die Lehrerſchaft.
Alle fünf Jahre ſoll in den Gemeinden eine neue Abſtimmung

ſtattfinden. jetzigen ſtarken Verſchiebung der Be-
völkerung (neue Jnduſtriezentren entſtehen, Abwanderungen
von Großſtädten uſw. aufs Land finden ſtatt, von beſetzten Ge-
bieten in unſere Provinz, aus dem Mansfeldſechn ins Bergiſche)
kann ſomit eine Schule bald eine Simultan-, bald eine konfeſſio-
nelle, bald eine weltliche Schule ſein. Woher die Lehrer nehmen?
Woher die Schulverwaltungen? Soll der evangeliſche Schulrat
die weltlichen, jüdiſchen und katholiſchen Zwergſchulen mitver-
walten? Werden die Lehrer ſich wie Schachfiguren ſich verſetzen
und verwenden „Die Vereinigung ſozialiſtiſcher
Lehrer und Lehrerinnen des Jnduſtriebezirks Niederrhein“ ſprach
am 13. Juli den Fraktionen einmütig ihre ſchmerzliche Ent-
täuſchung und lebhafte Entrüſtung r das Schulkompromiß mit
dem Zentrum aus, das die Herrſchaft der Konfeſſionen in der neuen
Republik feſtlegen ſoll. erblickt in dem Kompromiß einen
offenen Verrat an der ſozialiſtiſchen Weltanſchauung und bittet
in letzter Stunde, an der weltlichen Einheitsſchule unbedingt feſt-
zuhalten.“

Der Leipziger Lehrerverein forderte „den Deutſchen Lehrer-
verein auf, daß er ſeinem Schulprogramm entſprechend ſofort
den ernſteſten Einſpruch erhebt gegen die Abſicht der Reichs
regierung, in der Reichsverfaſſung eine konfeſſionelle
Bindung der Volksſchule feſtzulegen und
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alte Ungerechtigkeit und Verſündigung an dem Menſchenrechte des
Kindes auch für die Zukunft zu erhalten, welche die Erziehung der
Maſſen in den Feſſeln konfeſſioneller Religionsgemeinſchaften ge-
fangen hielt und nur den privilegierten Kreiſen, die ihre Kinder
zur höheren Schule und auf die Univerſität ſchicken, Freiheit von
konfeſſioneller Bindung gewährte. Die Ergebniſſe der Wiſſen-
ſchaft müſſen für die Schulen aller Gattungen in gleicher Weiſe
grundlegend und zielgebend ſein.“ Auch das Organ des Preußi-
ſchen Lehrervereins ſchlug ſofort Alarm (Schulblatt der Provinz
Sachſen Durch das Kompromiß wird der Geiſtliche wieder als
Aufſichtsbeamter der Lehrer eingeſetzt. Dagegen müſſen wir aufs
ſchärfſte proteſtieren, vom Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und
Volksbildung bis herab zum jüngſten Lehrer muß ein entſchiedenes
„Nein! Niemals!“ dieſer Zumutungen entgegengerufen werden!
Hier iſt uns das Mittel gegeben, das wir als wirkſame Gegen
maßnabme anwenden können und anwenden müſſen: Das
Recht, die Erteilung des Religionsunterrichts abzulehnen! Nicht
aus Feindſchaft gegen die Religion, ſondern einfach aus Selbſt
achtung heraus!“ (Vergl. Art. 1461)

Der Hauptausſchuß der ſozialiſtiſchen Lehrer und Lehrerinnen
Dentſchlands richtete am 24. Auguſt 1919 an alle Kollegen die Auf-
fo derur g, im Sinne der Ausgeſtaltung des Schulweſens zur Ein
heitsſchule weiter tätig zu ſein. Er hält grundſätzlich feſt „an der
Forderung der Weltlichkeit des geſamten Schul-
weſens, die keine Verneinung der Religion an ſich, ſondern nur
die Beſeitigung des Religionsunterrichts aus dem Lehrplan der
Schule bedeutet“.

„Beſonders gilt es, in Verbindung mit den Parteiorga-
niſationen ſowohl die Lehrer als auch die ſozialdemokra-
tiſchen Erziehungsberechtigten mit den Zielen und Aufgaben der
weltlichen Schule vertraut zu machen, damit bei der be-
vorſtehenden Regelung des Schulweſens möglichſt weltliche
Schulen eingerichtet werden können.“

Der Verbandstag der ſoz. Lehrer trat nach geradezu glänzenden
Ausführungen von Rumpf-Bremen auf das entſchiedenſte für die
Einfügung des Klaſſenkampfes in das Programm ein. Der
jetzigen Regierung müſſe jegliche Unterſtützung verſagt bleiben,
denn eine Koalition von Sozialiſten und Bürgerlichen ſei ein Un
ding, wie die verfloſſenen Monate ſeit dem 9. November zur Genüge
bewieſen haben. Am 11. Juni ſchon forderte man „die Verwirk-
lichung des Sozialismus auf dem Gebiete des geſamten Er
ziehungs und Bildungsweſens im engſten Zuſammenhange mit
dem Kampfe des klaſſenbewußten Proletariats“.

Auch die Lehrerſachtt des Mansfelder Gebirgskreiſes iſt ſich in
der Gegnerſchaft gegen die Verſuche, auf die Schule wieder die
Kirchenfahne aufzupflanzen, einig. Der in Hettſtedt tagende
Kreislehrerverband hatte folgenden Antrag (Klonz) angenommen:
„Der am 9. Juli in Hettſtedt tagende Kreislehrerverband des
Mansfelder Gebirgskreiſes erhebt entſchieden Proteſt gegen das
Beſtreben der Kirche, auch fernerhin einen Einfluß auf die Schule
geſichert zu erhalten. Die Lehrerſchaft erblickt in dieſem Einfluß
eine Hemmung in der Entwicklung zur Staatsſchule. Aus dieſem
Grunde fordert ſie eine ſcharfe Trennung zwiſchen Schule und
Kirche und eine reſtloſe Beſeitgung jedes Einfluſſes der letzten
auf die Schule. Jn einer Sitzung des Lehrervereins Düben und
Umgegend (Regierungsbezirk Merſeburg) wurde folgender Ent-
ſchluß gefaßt: „Sollten die Herren Geiſtlichen in irgendwelcher
Form wieder die Rechte des bisherigen Ortsſchulinſpektors zuge-
ſprochen werden, ſo werden wir geſchloſſen von unſerem Rechte,
die Erteilung des Religionsunterrichts abzulehnen, Gebrauch
machen.“ Alle dieſe Beiſpiele ſpiegeln am beſten den Geiſt wider,
den die geſamte Lehrerſchaft heute in dieſer Frage beſeelt.

Arbeitszwang in der „ſozialiſtiſchen“ Republik.
Noskes Befehlsausführer im Ruhrgebiet, der allgewaltige und

rühmlichſt bekannte Generalleutnant Freiherr v. Watter, er
ließ, wie der Voſſ. Ztg. aus Münſter berichtet wird, für die
unter Belagerungszuſtand ſtehenden Gebiete eine Ver
ordnung, nach der alle männlichen Einwohner im Alter vom
vollendeten 17. bis zum 59. Zebensjuhre verpflichtet ſind, im Be
darfsfall auf Anweiſung der Gemeindebehörden Notſtandsarbeiten
in allen zur Erhaltung der Volkswirtſchaft notwendigen Be
trieben zu leiſten.

Sind das nicht herrliche im „neuen“, don „Sogzialiſten“
„regierten“ Deutſchland! So ähnlich war's im Krieg unter
dem Zwangsarbeitsgeſetz auch. Für Noskdes Generale ſcheint indes
immer noch Krieg zu ſein, zum mindeſten aber hauſen ſie im

kigenen Lande gegen die proletariſchen Volksgenoſſen, wie

der großen Grundgedanken der Einheitsſchule un im Feindeslande. Und das nennen dann noch
wundernden Rechtsſoziakiſten „ſogialdemokratiſche Arbeit“ ver-
richten.

Reaktionsgeiſt in der Reichswehr.
Der rechts ſozialiſtiſchen Breslauer Volkswacht ſchreibt ein

Offizier zu dieſem Thema einen recht ungeſchminkten Aufklärungs-
artikel. Die Frage nach der allgemeinen Unbeliebtheit der Reichs-
wehr bis in Kreiſe des denkenden Bürgertums beantwortet er
folgendermaßen:

„Der Reichswehrminiſter iſt in guten Händen, ſeine Erlaſſe
gehen nicht durch, die Generale machen was ſie wollen. Der
Herr Miniſter verkündet zwar, die Generale ſeien loyal, die
Generale aber, zu einem unheimlich hohen Prozentſatz dem
alten Adel entſtammend, ſind das, was ſie immer waren,
monarchiſtiſch und reaktionär bis auf die Knochen. Und kann
es denn anders ſein? Niemand kann darüber im Zweifel
ſein, daß die Reichswehr, wie ſie die Herren ſich bilden, ein
Machtmittel der Reaktion wird, zum Teil ſchon iſt. Uer der
Herr Miniſter wird genau ſo angelogen, wie man im Kriege
Wilhelm II. angelogen hat. An ſeine Verfügungen kehrt ſich
kein Menſch.“

Der Artikelſchreiber weiſt dann auf die offenen und verſteck-
ten Widerſätzlichkeiten von führenden Offizieren gegen Anord-
nungen des Reichswehrminifteriums hin, wendet ſich gegen die
Ueberſchwemmung der Truppe mit reaktionärem Leſeſtoff aus all-
deutſchen Hetzverlagen und kritiſiert ſchließlich die Umbiegung
der von Noske eingeführten gegenſeitigen Grußpflicht in eine ein-
ſeitige für Mannſchaften, die beſtraft werden, wenn ſie nicht
grüßen. Er fährt dann fort:

„Die Generale ſind nicht loyal, ſondern mit allen Mitteln
wird die Armee zerſetzt: alle Offiziere, die demokratiſch denken,
werden verfolgt; es iſt ſo weit, daß Offiziere nicht mehr laut
bekennen dürfen, daß ſie Republikaner ſind. Sie zu beſeitigen,
iſt nicht ſchwer. Man ſticht mit Nadeln, bis ſo einer raus-
geekelt iſt. Es herrſcht Unſicherheit in der Reichswehr, das
Schlimmſte, das es geben kann, und das iſt lediglich den reak-
tionären Machenſchaften zuzuſchreiben, die dauernd in die
Reichswehr getragen werden durch die höheren Führer. Die
Reichswehr wird ſo ſachte zu einer Offiziersverſorgungsanſtalt
gemacht; die höheren Stellen holen ſich alles ran, was ihnen
von ihrem Standpunkt aus als unbedingt zuverläſſig gilt, und
alles, was treu zur Regierung ſteht, wird langſam aber ſicher
beſeitigt. Die Gefahr iſt rieſengroß, viel größer als Außen-
ſtehende glauben.“

Das iſt die Anſicht eines Offiziers, nicht eines „hetzenden“
Unabhängigen. So toll ſind alſo die Verhältniſſe in der Reichs
wehr, daß ſelbſt anſtändig geſinnte Schulterſtückträger öffentlich
dagegen proteſtieren. Wenn die Redaktion der Volkswacht den
Artikel lediglich mit der trockenen Meldung abſchließt, Noske habe
bereits an 200 Generale entlaſſen, ſo will das gar nichts beſagen!
Der Geiſt der Reichswehrführung iſt es, der beſeitigt werden
müßte. Aber das kann Noske nicht. Denn dieſer Geiſt entſpricht
dem Weſen der jetzigen republikaniſchen Regierungspolitik, die ihn
durch ihr ſcharfmacheriſches Vorgehen gegen die Revolution und
ihre Träger erſt großgezüchtet hat.

Noskes Generale.
Die monarchiſtiſche Preſſe hat dieſer Tage mit Genugtuung

feſtgeſtellt, daß an Stelle des Grafen von der Goltz der General
v. Gberhardt das Oberkommando über die im Baltikum be-
findlichen deutſchen Truppen erhalten hat und den ſofortigen Rück
zug in die Wege leiten ſoll. Die alldeutſchereaktionäre Preſſe hat
guten Grund, über dieſe Ernennung zu jubilieren. Denn General
v. Eberhardt unterſcheidet ſich. wie die Freiheit hervorhebt, bezüg-
lich ſeiner Geſinnung in nichts, aber auch in gar nichts von ſeinem
Vorgänger. Er iſt ein eingefleiſchter Monarchiſt,
Feind jeder revolutionären Errungenſchaft, hat ſolchergeſtalt ſchon
nach Abſchluß des Waffenſtillſtandes mit ſeiner Minier-
arbeit begonnen und beim Rückzug der deutſchen Truppen über
den Rhein durch folgenden Befehl zu erkennen gegeben, daß er ſich
urn die durch die Revolution geſchaffenen Rechte den Teufel
kümmert:

Armee- Hauptquartier der 1. Armee. 18. November
1918. Nachdem die 1. Armee in der Rheinprovinz eingetroffen
iſt, iſt das Gebiet von der deutſch-luxemburgiſchen Grenze bis
zum Rhein Operationsgebiet. Jch habe am 18. No
vember die Kommandogewalt im Abſchnitt Rhein Aſſelhorn,
Arzfeld, Walddorf, Heckenbach, Brohl, Neuwied, Mayen, Daun,
Birresborn, Karlshauſen, Niederwambach übernommen. Sämt-
liche Militär- und Zivilbehörden fordere ich auf, mich in der
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung zu unterſtützen. Soll-
ten ſich in dem vorgenannten Operationsgebiete Soldaten und
Arbeiterräte gebildet haben, ſo haben ſie ſich ſelbſtverſtändlich
der militäriſchen Gewalt unterzuordnen. Das Tragen roter
Abzeichen wird auf das ſtrengſte verboten.

Dieſe unerhörte Anmaßung des Generals v. Eberhardt hat
ſeinerzeit bei den revolutionären Arbeitern und Soldaten große
Entrüſtung hervorgerufen. Auf das Drängen unſerer Genoſſen
in der Regierung mußte der renitente Herr ſchließlich abge
ſetzt werden. Inzwiſchen hat ſich die Regierung auch dieſes
Mannes wieder angenommen und ihn mit der Sicherung der Re
publik im Sinne der Noskepolitik beauftragt. Für die feſteſten
Stützen der Hohenzollern- Regierung haben die derzeitigen Macht-
haber Deutſchlands ja überhaupt ein gang beſonders warmes
Jntereſſe. Die Mehrzahl der Reichswehrgenerale iſt vom hohen
Adel, nur vier tragen einen bürgerlichen Namen.

Wozu Millionen verſchwendet werden.
Während Hunderttauſende von erwerbsloſen Arbeitern mit

ihren Familien von der kümmerlichen Erwerbsloſenunterſtützung
leben müſſen und dabei langſam verhungern, iſt für die infolge
der Friedensbedingungen überflüſſig werdenden Offiziere
der Reichswehr reichlich geſorgt. Noske militariſiert be
kanntlich die Polizei, was darauf hinausläuft, unter Mißachtung
des Friedensvertrages ein größeres ſtehendes Heer für die Zwecke
der Gegenrevolution wie zur Unterdrückung revolutionärer Ar
beiter bereitzuſtellen. Für Hamburg belaufen ſich die Koſten
der neuen Militärpolizeitruppe, nach einer Mitteilung unſeres
Hamburger Bruderorgans auf 33 Millionen Mark jährlich.
Abein an Gehältern für den Stab des Chefs der Sicherheits-
wehren kommen monatlich mehr als 100 000 Mark Gehälter zur
Auszahlung.

Die Rechtsſozialiſten in der Hamburger Bürgerſchaft
haben dieſe unerhörte Verſchwendung zur Behebung militäriſcher
Exiſtenzſorgen glatt bewilligt. Kein Wunder! Fſt doch
der Hamburger Poligeifenator einer der ihren! Jm Preußiſchen
Landtage werden die Abhängigen Noskes Plänchen ganz gewiß
auch nicht zu Fall bringen. Obwohl die Koſten der Neueinrich-
tung allein für Berlin jährlich 200 Milljonen Mark
betragen.

die Noske be Bierabende mit Scharfſchießen.
In den letzten Wochen wird, wie die Freiheit feſtftellt, wieder

in auffallender Weiſe fur die „Zeitfreiwilligen Propa
ganda gemacht. Um ben Beitritt in dieſe militäriſchen Organi
ſationen verlockender zu geſtalten, wurde folgendes Schriftſtück ver
ſandt:

Stamm des
3. Regiments ReichswehrBrig I.

Mitteilung.
Das Z- Regiment veranſtaltet erſtmalig am 25. September,

dann an jedem Donnerstag nach 14 Tagen einen Bierabend in
der Kantine des Ze Regiments im Landesausſtelungspark; Zeit

8 Uhr abends. eZweimal im Monat findet Scharfſchießen der 32freiwinige
ſtatt, und zwar in der Zeit von bis 6 Uhr nachm. auf den
Schießſtänden in der Haſenheide. Erſtmalig Montag, den 28. d. M.
und dann jeden Möntag nach 14 Tagen.

Das Regiment veranſtaltet dieſe Bierabende und das Scharf
ſchießen, um die Kameradſchaft und den Zuſammenhalt unter den
Seitfreiwilligen zu pflegen. Jm Jntereſſe der guten rd
um zahlreiches Erſcheinen gebeten.

Rollenhagen, Leutnant und Führer.
Herr Noske und ſeine Getreuen ſträuben ſich mit Händen und

Füßen dagegen, daß die Zeitfreiwilligenformationen und die Ein x
wohnerwehren militariſtiſche Organiſationen ſeien.
Wie kommt es denn, Herr Noske, daß die Einladungen für dieſe
Bierabende von einem Reichswehrregiment verſchickt
werden, und zwar als Heeresſache Ueber dieſen Rummel,
bei dem die Poſt um tauſende Mark an Portogeldern hinter
gangen wird, müßte einmal in der Nationalverſammlung ein
ernſtes Wort geredet werden. ß

Haeniſch erhält Anterricht.
In Berlin tagte dieſer Tage eine Konferenz des Bundes ent

ſchiedener Schulreformer, auf der dem dahinwurſtelnden
Kultusminiſter Konrad Haeniſch ein gründlicher Unter
richt über Schulreformen (die er nicht machte) erteilt wurde.

Herr Haeniſch war ſelbſt erſchienen und hielt eine Rede, über die
die bürgerliche Preſſe wie folgt berichtet:

Miniſter Haeniſch gab zu, daß bisher vom Miniſterium vieles
verſäumt und verfehlt worden ſei. und er verſuchte das mit dem
Hinweis auf die Finanzlage, die Koalitionsregierung, auf den
Mangel an gutem Willen und die fortſchrittsfeindliche Geſinnung
der Oberlehrerſchaft zu entſchuldigen. Alsdann zählte er r
miniſterielle Maßregeln reformatoriſchen Charakters auf. Hefe
tige Zurufe aus der Verſammlung gaben zu verſtehen, daß
das alles unzuläng lich ſei und überhaupt zumeiſt nur die
Volksſchulen betreffe. Der Miniſter ſtellte darauf ernſtlichere
Reformen in Ausſicht. Wiederholt mußte der Miniſter den zahlreichen ſt ürm iſſchen U et
gegenüber eingeſtehen, daß die Unzufriedenheit weiter Kreiſe
das bisher Geleiſtete und Nichtgeleiſtete auf dem Gebiete der
Schulverwaltung durchaus verſtändlich und berechtigt ſei. Das
Volk ſolle ſich bei den nächſten Wahlen entſchieden hinter die Re
gierung ſtellen und ihr ſo ein energiſches Vorgehen ermöglichen.
(Ach du lieber „Gott“! Hinter dieſe Regierung, in der die Zen
trumspfaffen den Ton angeben! Red.)

Der Vorſitzende, Profeſſor Oeſterreich, ging dann auf die
von Herrn Haeniſch gemachten Verſprechungen ein und betonte
ſcharf, daß die Republik auch gegenüber Geheimräten, Di-
rektoren und Oberlehrern ihre Autorität wahren
müſſe. Der aus der Not und dem Elend des deutſchen Volkes ge
borene Staat und ſeine Regierung dürfen nicht länger zum Ge
ſpött von Schulbuben werden und zulaſſen, daß man hinter
den Türen der Konferenzzimmer ſelbſt die bisherigen kümmer
lichen Erlaſſe des Miniſters in ihr Gegenteil verkehre. Ange

der immer unverfrorener hervertretenden nationaliſtiſchen und
monarchiſtiſchen Treibereien in der Schule

müſſe bei aller Reſpektierung jeder politiſchen ueberdengn 77
gewiſſen Elementen gezeigt werden, daß auch unter der Republ
Ordnung in der Schule zu herrſchen habe. Widerſpenſtige
ſeien abzuſetzen. Das erforderten die Exiſtenz des Staates und
das Wohl des Volkes. Laſſe der Miniſter die Dinge weiter ſo
treiben, dann werde er bald nicht mehr Herr imſein. Nur dann werde das Volk bei den bevorſtehenden Wahlen
ſich der republikaniſchen Regierung zuwenden, wenn es jetzt be
freiende Taten ſehe. Auch der Bund werde nur dann mit
dem Miniſter Haeniſch gehen, wenn Herr Haeniſch endlich me r
tue als bisher. Wenn der Miniſter wiſſe, was ein republikaniſch
und demokratiſch geſinnter Lehrer jetzt zu leiden habe, dann werde
er den Ruf begreifen: „Konrad, werde endlich hart, tritt heraus
aus dem Stadium der Erwägungen und Bedenken und handlel“

Faſt Satz für Satz dieſer Anſprache des Vorſitzenden an den
Miniſter wurde vom ſtärkſten Beifall und lebhaften Zurufen der
Verſammlung unterſtrichen. ßSo hat Herr Haeniſch ſeine Lektion wegl! Nutzen wird ſie nicht
viel, denn er hat, nachdem er des Genoſſen Adolf Hoffmann im
Kultusminiſterium ledig war, eine rückwärts gerichtete Schul
politik getrieben, die wohl dem Zentrum und den deutſchnationalen
Rüdcwärtſern behagte (abgeſehen von untergeordneten Dingen, wie
Entfernung der Kaiſerbilder), die aber die Sozialiſten un ehr
lichen Schulreformer zur Verzweiflung treibt. Das tollſte iſt
aber, daß es immer noch Leute gibt, die da glauben, mit dem Zen
trum in der Regierung könnte man ſozialiſtiſche Schulpolitik
treiben! Konrad, das große Kind!

Gegenrevolutionäre Sammlungen.
Einen neuen Beitrag zu der Frage, wer die Gelder für kontew

rerolutionäre Bewaffnung des Bürgertums aufpbringt, lieferte
der Leipziger Bürgerausſchuß. Jn einer Verſamm-
lung der Bäcker-Zwangsinnung hielt der Sekretär des
Finanzausſchuſſes der Leipziger Bürgerſchaft, namens Haftmann,
einen Vortrag über die Gefahren der „drohenden neuen Revolu
tion“. Beſondere Schutzmaßnahmen ſeien zu ihrer, Abwehr r
Um das Ziel wirkungsvoll zu erreichen, brauche der Finan
ſchuß bis zum 15. Oktober d. J. unbedingt zwei Millionen Mark.
Man habe erſt eine Million Mark zuſammen, müſſe 57
deshalb an das Solidaritätsgefühl-der bürgerlichen Klaſſen 4
lieren. Die Bäckermeiſter beſchloſſen, daß jeder mindeſtens 25 Mk.
in die Kaſſe des revolutions feindlichen Finanzausſchuſſes zahlen
müſſe. Den ehrſamen Jnnungskrautern des Fleiſchereigewerbes
preßte der Bolſchewiſtenſchreck nach den phantaſievollen Ausfüh
rungen des Haftmann ſogar 50 Mk. ab. Die Millionen des
Finanzausſchuſſes ſollen hauptſächlich zur Unterſtützung der Reichs
wehr und zumal der Zeitfreiwilligenformationen verwandt wer
den. Aber auch zur Vorbereitung der Stimmung und von Vorfällen, auf Grund deren Noskes Kleinen in friedliche Städte zur

Herbeiführung von Blutbädern einmarſchieren können. Wurde
doch nach der Leipziger Volkszeitung von Herrn Haftmann mit-
geteilt, auch vor dem Einmarſch der Maerckertruppen en Leipzig
habe man erſt einige tauſend Mark opfern müſſen!

Was ſagt Herr Noske dazu, der ſeine Garden angeblich
Sicherung der Revolution formierte? Die organiſierte Arbeiter-
ſchaft hat allen Anlaß, ſich vor dem mit zäher Energie vorbereiteten
Anſturm der Gegenrevolutivn zu ſammeln. Die gegebene Partei
hierzu iſt für ſie die Unabhängige Sozialdemokratie.

Die preußiſchen Spitzelorganiſationen.
Die Freiheit bringt genaue Mitteilungen über die Organiſation

des preußiſchen Spitzeldienſtes. An der Spitze der Spitzelorgani-
ſation ſteht das Staatskommiſſariat für die „Ueberwachung der
öffentlichen Ordnung unter dem Geheimrat von Berger, dem
früheren Preſſechef des preußiſchen Miniſteriums des Jnnern.
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Das Staatskommiſſariat zerfällt in drei Degernate, von denenNachrichtendienſt das Spitzelweſen unter 35 hat. In enger e

ziehung mit dieſer Abteilung ſteht außerdem der Haupmann von
Keſſel, der ein Spitzelbureau unterhält, das mit monatlich 20 000

Mark (1) St ſei.Um den Schein zu wecken, müſſe gelegentlich auch etwas gegenrechts unternommen werden. Dieſe Lage de n bieder

darauf beſchränkt, daß in einigen Bureaus vor
genommen wurden, die zu antiſemitiſchen Pogromen aufforderten.
Außerdem hat man dieſe Bureaus, bevor man zur Hausſuchung
ſchritt gewarnt. Um ſo eifriger wird nach Kommuniſten
und Unabhängigen gefahndet, über deren Arbeit die Spitzel einen
umfangreichen Bericht zu liefern ſuchen.

Rumäniſcher Rückzug in Angarn.
Wien, 6. Oktober. (W. T. B.) Blättermeldungen aus Raab

zufolge verließen die letzten rumäniſchen Truppen Raab, wor-
auf die ungariſchen Truppen einrückten. Die rein ungariſchen
Städte Papa, Vaſzpoin und Stuhlweißenburg ſeien gleichfalls frei.
Auch Budapeſt haben die rumäniſchen Truppen größten-
teils verlaſſem, um die Linien zu beſetzen, die bei den Buka
reſter Verhandlungen feſtgelegt wurden.

Gewalttreich gegen die badiſchen Arbeiterräte.
Saurer Mühe Schweiß hat das Werk des en MiniſtersAda m. R emmelo, der zu einer perſönlichen Diktatur ſich

entſclotz, vollenden laſſen. Er unterſagte den Bezirksämtern,
vora U Oktober an Zahlungen an die Bureauverwaltungen der
be ſtöhenden A.-Räte zu machen. Dieſer Gewaltſtreich geſchah als-
Kuld nach der 6. Landesverſammlung der badiſchen A.-Räte zu
Karlsruhe, in der es durch die Oppoſition der Oberländer zu
ſchweren Auseinanderſetzungen gekommen war. Eine Mehrheit
für die grundſätzlich anzuerkennende Aufrechterhaltung der A.-Räte
iſt nur durch die Obſtruktion des leitenden Reaktionärs Emil
Maier-Heidelberg erzielt worden, der ſich weigerte, das genaue

durch namentliche Abſtimmung feſtzuſtellen. Es
aben an der 4. Stimmenmehrheit Perſonen den entſcheidenden

Anteil, die nicht ftimmberechtigt waren. Hierauf kam eine Eini-
gung beider Richtungen auf der Landesverſammlung zuſtande
durch den Beſchluß, die Arbeiterräte fort beſtehen zu
Taſſen, bis die Betriebsräte in Funktion getreten ſind. Die
Regierung war vertreten und hatte nichts eingewendet. Wenige
Tage nachher verübte der ſozialiſtiſche Miniſter den Staatsſtreich
gegen die A.-Räte. Die Organiſationen des Oberlandes hielten
eine Konferenz ab und beſchloſſen einſtimmig den Widerſtand.
Eine Deputation ſollte in voriger Woche im Miniſterium Remmelo
vorſtellig werden, ift aber nicht empfangen worden. Jetzt
findet eine Beſprechung mit dem Geſamtminiſterium ſtatt.

Der Frankfurter A.-Rat zur „Anordnung“ des Zentralrates.
Eine Vollverſammlung des Arbeiterrates in Frank-
furt a. M. nahm Stellung zu der vom Zentralrat der A.-R. erfolgten Ausſchreibung der Neuwebl von Arbeiterräten. Die Ver-

treter der U. S. P. und K. P. D. wieſen die „Anordnung“ des
Zentralrats entſchieden zurück, während die Rechtsſozialiſten Nen
wahlen verlangten, außerhalb des Hauſes unterſtützt von einem
ſogenannten Bürgerausſchuß einem konterrevolutionären, reak-
tionären Gebildel der ſeit Monaten eine Kampagne gegen den
derzeitigen A.-R. führt, um ihn mit bürgerlichen Elementen zu
durchſetzen. Mit 101 gegen 53 Stimmen lehnte die Vollverſamm-
lung des Frankfurter A.-R. die Vornahme von Neuwahlen ab.

Ein feines Geſchäftchen.
Der rechtsſozialiſtiſche Abgeordnete Bauer ſtellte im bayheri-
ichen Landtage folgende kleine Anfrage:

„Das bayeriſche Kriegsminiſterium hat im Herbſt 1918 große
Mengen an Wein zum Durchſchnittspreiſe von 6 bis 7 Mark
pro Flaſche für Heeresbedürfniſſe bekauft. Jm Februar 1919
waren noch 626 000 Flaſchen vorhanden. Jſt der Regierung
des Freiſtaates Bayern bekannt, daß dieſe 626 000 Flaſchen von
demſelben Lieferanten zu 2,50 Mk. zurückgekauft wurden.

Dabei gibt es gar nichts zu lachen. Die militäriſche Aus-
bildung der bayeriſchen Reichswehr, die Aufſtellung von Opera-
tionsplänen gegen die revolutionäre Arbeiterſchaft und endlich die
Zuſammenſetzung von „Volksgerichten“ gegen gefangene Sparta-
tiſten erfordern ſo viel Zeit, daß man von dem mit dieſen Dingen
überlaſteten Kriegsminiſterium wirklich nicht auch noch die Sorge
um e Verwertung der vorhandenen Heeresbeſtände
verlangen kann. Jm Grunde genommen iſt das vom Abg. Bauer
herausgeftellte Vorkommnis durchaus ordnungsgemäß: der kapi-
taliſtiſche Staat, den Herr Noske und ſeine Trabanten wieder
aufzubauen bemüht ſind, muß natürlich alles tun, um den „freien

Portugal übernommen.

e

Wie ſie ſich drückten!
Die Zeitſchrift Jm deutſchen Reiche, herausgegeben vomgentehete deutſcher Staatsbürger e e iſt in
nes folgendes intereſſante Dokument veröffentlichen zu

„Nr. 270 563 P.
Kriegsminiſterium. München den 25. 10. 18.

Betreff. Kriegsverwendung.
In der Etappe, im beſetzten Gebiet und in der Heimat iſt eine

ſehr große Anzahl von nur garniſonverwendungs-
fähigen, aktiven Hauptleuten, Oberleutnants
und Leutnants verwendet, die nur ſehr kurze Zeit während
des Krieges an der Front verwendet waren, oder die ſich ſchon
lange in ihrer zen Verwendung befinden. Jch bitte,
den betreffenden ffigzieren eröffnen zu laſſen, daß für ihre Be
laſſung im aktiven Dienſt bei der Demobilmachung die Gründe,
aus denen ſie längere Zeit dem Frontdienſt entzogen waren,
genau nachzuprüfen ſein werden. geg. v. Hollingrath.“

Die Herrſchaften haben den Sinn des imperiagliſtiſchen Kriegesgut erfaßt: den Plebs ſchickt man ins Feuer, ſelbſt kehrt man im
den Rücken zu und ließ es ſich in den Kaſinos weit hinter der
Front gut ſein. Herrn Ludendorff freilich erſchien das ſelbſtver
ſtändlich: Hat er doch erklärt, man könne ſeinen Standesgenoſſen
nicht zumuten, etwa die Verpflegung und Unterbringung des ge
meinen Mannes zu teilen.

Dieſelben beſternten Leutchen, die den Krieg ſo angenehm in den
Etappen verlebten, ſind ja jetzt dank Noskes in die Lage verfſetzt,
ihr Ritterleben in der Reichswehr fortzuſetzen. Es macht ſich
dann freilich beſonders gut, wenn ſie auf die faulen, arbeits
ſcheuen Bergarbeiter uſw. ſchimpfen.

Notizen.
Die Stadtverordnetenwahlen in Köln, die am Sonntag ſtatt
fanden hatten folgendes (vorläufiges) Ergebnis: Es erhielten:
Deutſche Volkspartei 8917, Deutſchnationale Volkspartei 3526,
Deutſchdemokratiſche Partei 11 072, das Zentrum 74 902, die Mehr
heitsſozialiſten 65 293 und die Unabhängigen Sozialdemo-
kraten 11 419 Stimmen.

Betriebseinſtellung wegen Kohlenmangels. Wie aus der Pfal z
gemeldet wird, iſt dort ſeit geſtern früh die Zuführung elektriſchen
Stromes wegen Kohlenmangels eingeſtellt. Alle Betriebe, auch
die Straßenbahn, ſtehen ſtill, die Zeitungen können nicht erſcheinen.

Kongreß der Baufacharbeiter. Jn Amſterdam wurde am
Montag die vierte internationale Konferenz der Baufacharbeiter
unter dem Vorſitze des deutſchen Delegierten Päplow eröffnet.
Es haben Vertreter entſandt: Deutſchländ, Belgien, Frankreich,
Holland, Oeſterreich, Norwegen, Schweden, Dänemark und die
Schweiz.

Vom Könige ratifiziert. Der römiſche Berichterſtatter des Petit
Journal meldet, daß der König von Jtalien den Ver-
trag von Verſailles auf Grund der im letzten Miniſter
rat gefaßten Beſchlüſſe durch Dekret ratifiziert hot
Das neue türkiſche Miniſterium. Wie die Pariſer Preſſe meldet,
iſt in Konſtantinopel ein neues Miniſterium Ali Riza Paſcha
gebildet worden, das ſechs Miniſter des alten Miniſteriums ent-
hält. Miniſter für auswärtige Angelegenheiten wird Muſtafa
Reſchid Paſcha, Kriegsminiſter Djemal Paſcha. Das Jrade des
Sultans erteilt dem neuen Miniſterium den Auftrag, ſofort die
Wahlen vorzunehmen und das Parlament einzuberufen.

Portugals neuer Präſident. Almereida hat am Sonntag vor
der geſetzgebenden Verſammlung die Präſidentſchaft der Republik

Wirtſchaftliche Aeberſicht.
Ueberall Zuſammenſchlüſſe.

Nach den Zuſammenſchlüſſen in der Eiſen-, Automobil- und
Glühlampeninduſtrie verfolgt nun auch der Großhandel die Bahn
der Zentraliſierung. Am 1. Oktober fand i
Tagung des Deutſchen Eiſengroßhandelsverbandes ſtatt, in der be
ſchloſſen wurde, die einzelnen Fachgruppen zuſammenzuſchließen.
Eine Kommiſſion ſoll ein Mantelſtutut für die Neugründung aus
arbeiten, in der den einzelnen Fachgruppen des Eiſengroßhandels
die ſelbſtändige Leitung belaſſen wird. Dieſe Neubildung in Jn-
duſtrie und Handel kann der Arbeiterſchaft nur recht ſein. Be
deutet ſie zunächſt auch eine Stärkung der kapisdaliſtiſchen Ten-
denzen im Wirtſchaftsleben, ſo liegt doch der angebahnte Prozeß
der Zentraliſierung und Rationaliſierung der Produktion wie der
Verteilung durchaus im Sinne unſerer wirtſchaftlichen Beſtre-
bungen. Der Gefahr der Machtſtärkung des kapitaliſtiſchen Unter
nehmertums, die damit verbunden iſt, muß das Proletariat eben
durch Ausbnu ſeiner eigenen wirtſchaftlichen Organiſation, der
Gewerkſchaften, und beſonders der Betriebsräte, zu begeg-

Handel“ wieder in Betrieb zu ſetzen. Wer dabei die feinen Ge nen wiſſen. Jedenfalls wird die über früh oder lang zu leiſtende

men.
unentgeltlich ſein wird, werden gleichzeitig in der Schule wohnen

in Nürnberg eine

Sogialiſierungsarbeit eweſelle durch die jetzt anggenian des deutſchen Wirtſchaftslebens erleichtert.

Aus der Partei.
Der Sozialismus in Amerika.

Der Populaire bringt aus der Feder eines amerikaniſchen Genoſſen
einige intereſſante Notizen über den Sozialismus in Amerika und
ſeine Zukunft. Danach ſei das ebenſo charakteriſtiſche wie gleich
zatig bedauerliche Merkmal des amerikaniſchen Sozialismus der
Mangel jeder Einigkeit. Außer den großen Unterſchieden, die zwiſchen
den amerikaniſchen und den europäiſchen Sozialiſten beſtänden, und
denen man Rechnung tragen müſſe, wenn man die Jnternationale
verwirklichen wolle, beſtänden in den Vereinigten Staaten ſelber eine
gewaltige Anzahl verſchiedener Anſichten und Richtungen unter den
Genoſſen der einzelnen Staaten der amerikaniſchen Union.

So ſind z. B. alle Sozialiſten des Nordoſtens, einem ftark induſtriellen Gediet, das außerdem ſehr unter dem Eindruck des Aus-

landes ſteht, faſt alle Marxiſten. Der Südoſten hat überhaupt
keine richtige ſozialiſtiſche Organiſation, und weſtlich vom Miſſiſippi
finden wir eine Gegend, wo die Leute ſich zwar Sozialiſten nennen,
in Wirklichkeit aber die ausgeſprochenſten Jndividualiſten ſind.

Soziales.
Der Stand der Arbeitsloſigkeit.

In der letzten Nummer des Reichsarbeitsblattes wird
verſucht, einen Ueberblick über den derzeitigen Stand der Arbeits
loſigkeit in Deutſchland zu geben. Die Angaben ſtützen ſich auf die
Nachweiſungen über die Zahl der von der Erwerbsloſen-
fürſorge im Reiche erfaßten Arbeitsloſen, berückſichtigen alſo
nicht das große Heer derjenigen Arbeitsloſen, die keine Erwerbs-
loſenunterſtützung beziehen. Nach dem Reichsarbeitsblatt. iſt die
Zahl der Erwerbsloſenfürſorgeberechtigten, alſo nicht die Zahl der
überhaupt Arbeitsloſen, ſeit Juni ſtändig zurückgegangen. Sie
beträgt zurzeit etwa 600 000. Am ſtärkſten iſt ſie natürlich in den
Großſtädten. So entfallen auf 1000 Einwohner in Berlin 42, in
Städten mit über eine halbe Million Einwohnern 86, in den Groß-
ſtädten unter 500 000 Einwohnern 7 Unterſtützungsberechtigke. Auf
dem Lande wird nirgendwo Unterſtützung gezahlt.

Der herausgeſtellte Rückgang der Arbeitsloſigkeit ſeit Juni iſt
nur fühlbar und hauptſächlich auf die engherzige Ausleſung der
Bedingungen zurückzuführen, die für die Unterſtützungsberech-
tigung erfüllt ſein müſſen. So werden vielfach Arbeiter, die durch
Streiks bei Rohſtofferzeugungen, durch Kohlennot uſw. vorüber-
gehend arbeitslos werden, nicht unterſtützt. Jn Wahrheit ver-
ſchlechtert ſich die Lage am Arbeitsmarkt andauernd und wird
tataſtrophal werden, wenn erſt die Kriegsgefangenen zurück
ſind! Dem Problem ihrer Beſchäftigung ſteht die Regierung vor
läufig noch völlig hilflos gegenüber, was bei ihrer zerfahrenen
Wirtſchaftspolitik ja kein Wunder iſt!

Allerlei.
Eine internationale Volkshochſchule in Dänemark.

Nach den Berichten däniſcher Zeitungen ſoll bei Kopenhagen
eine internationale Volkshochſchule errichtet wer-
den, die dazu beſtimmt iſt, eine internationale Bil-
dungsſtätte für die Arbeiterſchaft aller Län-
der zu werden. Die Einrichtung der Schule wird der däniſchen
nationalen Volkshochſchule, die ſich eines internationalen An-
ſehen bereits erfreut, entſprechen.

Als Unterrichtsfächer ſind vor allen Dingen fremde Sprachen,
Geſchichte, Soziologie und Geſundheitslehre in Ausſicht genom-

Die jungen Proletarier, deren Unterricht ſelbſtverſtändlich

und dort verpflegt werden. Der Unterricht ſoll von Lehrern
aller Länder gegeben werden. Die Koſten werden durch
eine nationale Sammlung in Dänemark aufgebracht. Dieſer
Plan, dem man nur allen Erfolg wünſchen kann, wird die Wieder
herſtellung der internationalen Beziehungen zwiſchen den Völkern
erleichtern und das Gefühl der Solidarität unter den Arbeitern
aller Länder ſtärken und feſtigen.

GMGOoVwOcccckk,ckoo runde
An die Gleichgültigen und Lauen!

Nicht Partei ergreifen, das heißt: Keine Ueberzeugung haben
oder ſie verleugnen. Nicht Partei ergreifen, das heißt: Jn einer
ſchmachvollen Gleichgültigkeit gegen die höchſten Jntereſſen, die das
Herz der Menſchheit durchzucken, die eigene Ruhe und Vehaglichkeit
den gewaltigen Fragen vorzuzieehn, von denen das Wohl und Wehe
des Vaterlandes abhängt, und ſo die Pflichten verraten, die wir
dem Vaterlande ſchulden. Die Geſchichte hat Verzeihung für alle
Jrrtümer, für alle Ueberzeugungen, ſie hat aber keine Verzeihung
für Ueberzeugungslofigkeit. Ferdinand Laſſalle.

Jngenieur Horſtmann.
Roman von Wilhelm Hegeler.

21) [Nachdr. verb.Oben auf der Höhe lag das ärmliche Dorf, wo er geboren war.
Manchmal glaubte er den Schein des Schmiedefeuers leuchten zu
ſehen durch die Nebel der Nacht. Ein Fremder hämmerte auf dem
Amboß, vor dem er ſo oft geſtanden hatte. Aber im Dorf hatten
ihn einige wiedererkannt, Leute, die damals Burſchen wie er ge-weſen, und die nun arme gebeugte Bauern geworden waren. e

Söhne hatte er bei ſeinem Werk angeſtellt, ſie dankten es ihm
wie eine Gnade, daß ſie für ihn Erde karren konnten und ein
paar Groſchen verdienten. Er dachte zurück an die alten Zeiten,
an die Abende, wo er bei ſeiner Mutter geſeſſen und durch die
blinden, kleinen Fenſterſcheiben hinausgeſtarrt hatte, vor Sehn
ſucht nach der unbekannten weiten Ferne ſich verzehrend. Und
dann die folgenden zwanzig Jahre, die ihm in die Stirn die tiefen
Runzeln gegraben und ſeinen Nacken gebeugt hatten. Aber er
hatte ſich doch emporgerungen!, Und jetzt, wo er wieder zurück-
gekehrt war in die Heimat, ſtand er da als ein Herr über Hunderte
von Leuten, geachtet, geehrt und bald berühmt als der Erbauer
eines Werkes, das den nichtsbedeutenden Namen Luringen bekannt-

morſch und hohl ſein, dies Bauwerk würde bleibe n und für ihn
zeugen, ein Denkmal aus Stein und Eiſen, das ſo leicht nicht zer-
brach

An der einen Wand des niedrigen Zimmers hing in ſchwerem
Goldrahmen Annas Porträt. Niemals legte Horſtmann ſich zur
Ruhe, ohne es vorher anzuſchauen. Er ſtand davor mit dem
e 7igen, inbrünſtigen Blick eines Bauern, der zu ſeiner Heiligen

etet.
So war dieſe gemalte elegante Frauengeſtalt mit den roſigen

Schultern, mit dem Perlenkollier um den Hals, mit dem leicht-
ſinnigen Lächeln einer Weltdame, in einem merkwürdigen Gegen-
ſatz zu dem elenden Raume ſtand, in dem ſie hing,' den gekalkten
Wänden, den braunen Jutegardinen, dem Tiſch von Fichtenholz:
in ebenſolchem Gegenſatz ſtand Anna zu dem Mann, dem ſie an
gehörte. Aber er merkte nichts von dieſem Gegenſatz und ahnte
nicht, wie fremd ſie ihm im Grunde war.

Die ganze Woche über freute er ſich auf die Sonnabende, wo er
nach Hauſe reiſte. War das Wetter gut, ſo holte Anna ihn von
der Bahn ab. Sonſt erwartete ſie ihn im Salon. Jhm zu Liebe
hatte ſie auf den Locken ein Spitzenhäubchen, das ihr etwas Haus-
mütterliches verlieh. Wenn er kam, überraſchte ſie ihn immer
mit neuen Zärtlichkeiten. Einmal als er zur Tür eintrat, fand

machen ſollte bis in die fernſten Weiten, bis in die fernſten Zeiten.
Aus dem Schatten der Nacht ſah er die Brücke emporſteigen.

Wenn der Himmel von Wolken verdunkelt war, konnte er die
Hörner des Mittelbogens nur undeutlich ſich wölben ſehen
ſchwärzer als das Waſſer, in drohender Neigung einander zuge
kehrt, ſo glichen ſie den phantaſtiſchen Armen eines Rieſen, der
ſelbſt im Flußbett verborgen lag. Wenn aber der Mond ſein
Licht ſpielen ließ, waren die eiſernen Schienen und Stäbe völlig
aufgelöſt in ein ſilbernes, durchſichtiges Gewebe, blinkten und
glitzerten wie das Retz einer Spinne in der Sonne; nur unten auf
dem ſchimmernden ln piegg zeichneten ſich ſchwarze e
brochene Muſter ab. Der Wind, der die Baumwipfel du
ſchauerte, bewegte auch dieſe ſchweren Maſſen, die ſich hin und her
neigten an den ſtählernen Seilen, daß das Eiſen zu tönen anfing
und ſein helles metalliſches Klingen in das dumpfe Gemurmel
der Wellen miſchte.

Zum erſtenmal in ſeinem Leben hatte Horſtmann das Gefühl,
etwas Vollkommenes zu ſchaffen. Ein frommer Baumeiſter des
Mittelalters hätte das Wachſen ſeines Domes nicht mit heiligererAndacht überwachen können, als er das Wachſen bieſer Kiſen

konſtruktion überwachte.s war ihm, als ob er einen Sühnetempel ſchüfe. der ihn bon

er ſie in ein Buch vertieft, das von techniſchen Erfindungen han-
delte. Sie war ſo hingenommen, daß ſie ſein Schellen ganz
überhörte, erſt als er ſie beim Namen nannte, ſprang ſie auf. Ein
anderes Mal hatte ſie ſich verſteckt, und als ſie ihn mit ſchmerzlich
enttäuſchtem Geſicht das ſcheinbar leere Zimmer durchmuſtern
ſah, tauchte ſie mit dem reizendſten Lächeln hinter dem Ofen-
ſchirm hervor.

Die Sonnabende hielt ſie immer frei. Jeder Beſuch wurde
gnadenlos abgewieſen. r Frau Regierungsrat nahm am
Abendeſſen teil. Nachher verbrachte dann das Ehepaar eine char-
mante Plauderſtunde. Anna erzählte, wie ſie die Woche verbracht
hatte, berichtete von ihren Freundinnen und Freunden, denen
ſie ſtets etwas Boshaftes und Komiſches anzuhängen wußte, ſo

ß Horſtmann wirklich glaubte, ſie hielte glle dieſe Leute für eine
etwas untergeordnete. nicht ernſt zu nehmende Gefellſchaft. Auch
ählte ſie auf, was ſie alles mitgemacht hatte, und dann nahm ſie
mmer eine etwas leidende Miene an. Gott, waren ſie im Grunde

langweilig, all dieſe Bälle, Diners und Soupers! Aber was ließ
ich tun? Das Leben ſtellte dieſe Anſprüche an eine Frau, die

ſi r Geſellſ“aft vochnet, Wenn ſie ihm dann eine Weile etwasE ſchien hetie, n das was wirklich paſſiert war, ſondern
daäs, wovon ſie glaubte es würde ihm gefallen: fragte ſie ihn

allem, was er früher gefehlt hatte, reinigen ſollte. Mochte da in
der Ferne vieles auf Sand und Sumpf gehaut, mochte vieles

aus. Und ſie wußte ihm dirrch geſchickte Fragen die Worte ſo zu
entlocken, daß er förmlich redſelig wurde.

Was machte die Brücke? War er mit den Fortſchritten zu
frieden? Wieviel Meter fehlten noch an dem Hauptbogen? ie
ging's dem Arbeiter, der vorige Woche das Bein gebrochen hatte?
Sie hatte ihm nach Elberfeld ins Krankenhaus einige Flaſchen
Wein geſchickt. Das war ihm doch recht?

Hatte er denn heute die Zeichnungen mitgebracht, aus denen er
ihr noch verſchiedene Details erklären wollte? Wenn er ſie ver
geſſen hatte, fing ſie an zu ſchmollen, im Innern aber dachte ſie:
Gott ſei Dank! Dann kann man dieſes langweilige Thema
kürzen Hatte er aber wirklich etwas zu erklären, ſo hörte
ſie mit geſpannter Aufmerkſamkeit zu und wußte ihre Verſtänd-
nisloſigkeit ſo gut zu verbergen, daß er ſtrahlend vor Glück behauptete, er könne ſie nächſtens als Hilfsingenieur engagieren.

Sonntag abends kamen meiſt Gäſte, dann trat Horſtmann un
willkürlich in den Hintergrund. Ohne Neid ſah er zu, wie Anna
ſich mit ihren Bekannten über Dinge unterhielt, die er nicht ver-
ſtand, die ihn nicht intereſſierten. Manchmal mußte er auch ſeiner
Frau zu Liebe eine größere Geſellſchaft mitmachen oder ſelbſt eine
geben. Aber er war ein gefürchteter Tiſchnachbar. Einſilbig ſaß
er an der geſchmückten Tafel, und weder das Lachen um ihn
herum, noch der Glanz der Lichter, noch der Wein konnte den
verdroſſenen Trotz aus ſeinen Zügen entfernen. Ohne daß er es
wollte, machte er den Eindruck, als wenn er die ganze Geſellſcha
verachtete und haßte. Die Leute vergalten ihm dieſe Unhöfli
keit, indem ſie ihn für einen unangenehmen Menſchen erklärten.
Einen einzigen Gegenſtand gab es, der ihn zum Reden brachte,
und das war ſeine Brücke. Wenn er davon anfing, hörte er ſobald
nicht wieder auf.

t genug keilte er ſeinen Zuhörer in eine Ecke feſt und redete
ihm ſtundenlang die Ohren voll. Aber auch hierin war er nicht
geſchickt. Jn dieſer naiven Bewunderung der eigenen Schöpfung
lobte er ſich ſelbſt über die Maßen. Er erzählte, daß die beiden
höchſten Segelſchiffe der Welt im vollen Schmuck der Segel unter
dem Hauptbogen würden durchfahren können. Was waren da-
gegen die Triumphbogen des Konſtantin auf dem römiſchen Forum,
an denen Tauſende von Menſchen jahrzehntelang gearbeitet
hatten! Er mit ſeinen dreihundert Arbeitern, mit ſeinen erbärm
lichen vier Millionen würde einen höheren Bogen ſchaffen von
derſelben Dauerhaftigkeit! Und mit dieſen Renomiſtereien ver
band er Schmähungen gegen die ſtaatlichen Baumeiſter und
Jngenieure, die für ihn ein Haufe eingebildeter, nichtskönnender
Pedanten waren Durch ſeine Reden machte er ſich ebenſo
unbeliebt wie durch ſein, Schweigen. Aber er merkte nichts davon.
Mit dem Morgengrauen fuhr er, nach Luringen zurück und hatte
über dex Arbeit bald die ganze Geſellſchaft vergeſſen.

Fortſetzung folgt. v



Geſunderhaltung des
menſchlichen Körpers.

Stadtſchularzt Dr. Peters
in der Aula der Torſtraßenſchule
am 13., 20. und 27. Oktober,

S., 10. und 17. November
von 7 83 Uhr abends.

Preis Mk.

Eintrittskarten zu den Lehrgängen und Vorträgen ſind in der Lippertſchen Buchhandlung, Gr. Steinſtr. 77
Die Feier der Eröffnung erfolgt Sonnabend, den 11. Oktober 1919, abends 6 Uhr, pünktlich im Saale

Halle, den 2. Oktober 1919.

Anleitung zur Betrachtung
von Kunſtwerken der alten

und neueren Zeit.
Privatdozent Dr. Weege

im Hörſaal 18 der Univerſität
am 28. Oktober, 4., II1., 18.
und 25. November, 2., 9. und

16. Dezember

von 89 10 Uhr abends.
Preis 4. Mk.

Die Braunkohle und ihre
Verwertung.

Profeſſor Dr. Erdmann
im Hörſaal 18 der Univerſität
am 22. und 29. Oktober, 5., 12.,
19. und 26. November, 3. De

zember

von 8610 Uhr abends.
Preis 3.50 Mk.

Winke und Ratſchläge für
die Erziehung der Kinder

im Hauſe.
Lehrer Schmölling

in der Aula der Talamtſchule
am 15., 22. und 29. Oktober,

5. und 13. November
von 7—84 Uhr abends.

Preis 2.50 Mk.

Stimmbildung, Sprechen,
Vortragen.

Lektor Dr. Wittſack
im Hörſaal 19 der Univerſität

am 15., 22. und 29. Oktober,
5., 12., 19. u. 26. November

3., 10. und 17. Dezember
von S 10 Uhr abends.

Volkshochſchule in Halle.
n

Einführung in Goethes
Fauſt I.

Oberlehrer Ha as
im Hörſaal 19 der Univerſitzt

am 16., 23. und 30. Oktober,
6., 13., 20. und 27. November,

11. und 18. Dezember

don 10 Uhr abends
Preis h. Mk.

Geſchichte der ſozialiſtiſchen
Ideen.

Geheimrat Prof. Dr. Waentig
im Hörſaal 18 der Univerſität

am 16., 28. und 90. Oktober,
S., 13., 20. und 27. November,

11. und 18. Dezember
von 10 Uhr abends

Preis Mk.

Preis 5 Mk.

4904

Ansſchts-Postharten
emptehlt Die Volks-Buohhandlung.

Aulliche velunntmachungen.

Hate. esVerkauf von Roßſileiſch u. Roßwurſtkonſerven
der e gianmichlt, am Mittwoch, den 8. Oktober.

inkauf werden die Jnhaber der
mit den Rummern 42001 bise et49500 vormittags von Uhr und die Jnhaberet deren 40 501 b 18 300 nachmittags von

r Se Bee e Lebensmittelſcheines
—3 Perſonen eine Einkilo-oſe Rot eiſch 77 Roßtzleberwurſt, für weitere 3 Per

onen eines ltes eine Einkilodoſe Roß-ich oder Ro e erwur en werden. Dererkaufspreis für eine intitt odoſe beträgt 11 Mk.

V ſteht in der Talamtſchule Ratwblutwurſt
inkilodoſen Je Preiſe von 6 Mk. und in Zwei-

eiſ Mk. freihändig zumh zum e von 1
Verkauf.

uf von Roßwurſt.
Mittwoch, den 8. d. Mts. können die bei dent A. Thurm, el 10, Weinrich,n z theege Steinweg 52, zum

oßfle ezug annet nehmen Der Verkauf darfden e der o olgen.
oßfleiſchhändler ſind flichtet, in auters kannt zu r welche ne in den

lnen Fä n inkauf laſſen werden.
sgehändigten und der Warenbezugsſcheine vo ienen e Marke 412 iſt denun fat berg verkaufte Viertelpfund

Der Mr. für Pfund
Der Verkauf von Marmelade e7fzlat am Mittwoch

O für jede Perſon eines
spreis beträgt 130 Pf. für das Pfund. Die Käufer

ſind rn ei denfenigen Verkäufern die Mar
melade nzu bauſen, e bei welchen ſie für den Bezug von

r e er Jhtrennung der Marke 409
des renbezugsſcheines 25Freans- Verrar

bitzer,ine erſonen 23 Gramm
Dur aus

9dem Eink hie von den 3 zſe ſchhändlern

ſengend lsverkaufspreis

n 8. tober. Es kannde Pfund abg an werden. Der Ver

o alwaren Kundenliſte eingetragen ſind.

Zum Freibankverkauf am 8. Oktober werden die

Praber n ehe t et n 8 Uhr:Zum Verkauf gelangt au weine

zuſatzkarte. Telephon 2750. 4907iejenigen Jnhaber von Fleinbandelgeſchätten,we Kundenliſten eingereicht haben, werden hier Belitzsch. S
a au(geforgert, bei den von ihnen gewählten

firmen, die in nächſter Woche zum Verkauf
gelangenden Ackerbohnen am Mittwoch, den 8.,ünd am Donnerstag, den 9. Oktober, abzuholen. Be

u über Regelung des Verkaufs erfolgt
er

Die Jnhaber von HGaſtwirtſchaften werden auf
gefordert, die auf ihren e entfallenden Zucker
marken und Bezugsſcheine für Saccharin und
zwat die J Anarer mit den Anfangsbuchſtaben

tittwoch, den 8. Oktober, diefenigen mitden e e H--N am Donnerstag, den
8 Oktober, diefenigen mit o r

am Freitag, den 10. Oktober, und diefenigen
t den Anfangsbuchſtaben T--2 am Sann 11. Steher 1919, Pornittags von r

m Stad ernährungsamt Marklpl
h Zimmer 9, absuholen. Ein

nungen.

en
weis mit

Städtiſcher Verkauf von Raſierſeife
d et am Mittwoch, den 8. Oktober.elaſſen inkauf werden die Jnhaber dW tte re i den Rummern e 365
ae

e
Uhr, 37 die Jnugber der

ttags von 2J n e anshalle mit gen ein ßgriertguns halte erſonen

S re Lebens

t n e en

envon ine I.
Beide Kegelbahnen, sowie der kleine

Saal, sind noch einige Tage in der
Woche frei. 4908

3 Könige, n
Restes Familien Varietee am Platze.

Neues, glänzendes Programm.
Texa paſtf. Mexſſaridcher Sdartthdtre

einzig in seiner Art. glänzende Kritiken,
r und die anderen vorzüglichen Künstler.

Neue Posse: Frühere Verhältnisse. 4910

Eroohoinen ist Pflicht.

Gue und Bsſe.
Profeſſor Dr. Menzer

im Hörſaal 19 der Univerſität
am 17., 24. und 31. Oktober,

7, 14., 21. u. 28 November,
5. Dezember,

von S 10 Uhr abends.
Preis 4. Mk

Die Elektrizität und ihre
Anwendung.

Profeſſor Dr. Schmide
im kleinen Hörſaal des
Phyſikaliſchen Jnſtituts

am 15., 22. und 29. November,
GS., 13. und 20. Dezember,

von S 10 Uhr abends.
Preis 3. Mk.

Einführung in
Richard Wagners Tann-

häuſer, Lohengrin und
Meiſterfinger,

Dichtung und Muſik.
Profeſſor Dr. Albert

im Hörſaal 18 der Univerſität
am 18. und 25. Oktober,

I1., 8, 15. u. 22. November,
von S 10 Uhr abends.

Preis 3. Mk.

v

/78, und im Gewerkſchaftshaus, Harz 42-44 (ArbeiterSekretariat) zu erhalten.
des Stadtgymnaſiums; zum Beſuche berechtigen Einladungen und Hörerkarten.

Der Magiſtrat.

Merseburg.
Kommunistische Partei
mittwooh, den S. Oktober 1919,

abends 7 Vhr, im Thüringer tothiteliecer- -Versummlung.

*8129 Ber Vorstand.

awin Frantz

Halle-Giebichen-
Kein, Bu i 69.
Sperialhnaus

fürſchweirer ren
Afenth Goltwar I.
Raidengwerkrillen,

n 1876.
Deutcher keichradle, Trotha

Mittwoch, den 8. Oktober, abends 6 Uhr:
Grosser Haushall s
bei freiem Eintritt und geringem Tanzgeld, wozu
Freunde und Gönner, sowie die defreundeten geehrten
Vereine heralichst einladet O. Vondran.

w. wieder angen.
und ſchnellſiens zu

angem Preiſen
unter 6 mon. Gar.

fertiggeſtelt.

Kaufe Nähmaſchinenwenn auch nicht nähendb.

4894] Breiteſtr. 23a, II.

Beths Bunte Bühne.
DMMMCCMCCIIDDXXäxCäCCC..EEEIIIIIE

d. i d. mim.franz Rvoll

X hon-Htunziskd vom Hell, e
Geschwister Willny, Damen Duett

und die anderen vorzüglichen Kräfte. 4891

Fegtsäle Goldener Hirsch.
Mittwoch, den S. OKtober, von 6 Uhr an

Tanz ràäan chen.
*2 125 T. V. S.Heidepark-Prachtsual.
n Mittwoch. v. nachm. 6 Uhr an:

Gr. öffentl. Ball
Nachmittag von 3 bis 6 Uhr

Kaffee- Konzert.

Städtiſcher Lebensmittelverkauf.
Butter v Dienstag, den 7. Oktober, an26 Hramm jör 30 Pf. Kartoffeln 38. Woche

7 Pfund das Pfund für 10 Pf. Margarine:!vom Dienstag, den e ktober ab, auf Butterkßarten
je 100 Gramm für 66 Pf. armelade: ſoweit
goch vorhanden, markenfrei. Rährmittel: für
Kinder bis zu 2 Jahren vom 8. bis I1. Oktober auf
Kinderbrotkarten je nd in den äckereien
Bröſe, Max Hennig und Wei Speiſeſirup;:am Donnerstag, den 9. Oktober, bei Gruppen IV, V
ar J e Abſchnitt Rr, 58 der eng iteiſcheine,
Tr Gramm für 30 Pf., a ontag markenfrei

r ä ugsſcheine: Am 8 8. Oktober,r P mittags usgabe für die Buchſtaben D.

z t3 ch den 6. Oktober 1919.

chetfelbro
darf weren reiner Güte in keinem Haushalte fehlen

Vereins-
Anzeiger
Erſcheint jeden Dienstag
und Freitag. z Jahres
beitrag 10 Mk. jede Zeile.

[Naſſe Saal
Arbeiter Sänger-Chor

4874

Zu vrima

Mittwoch den s Sabends Uhr eſtunde. aſſth u
der und deren Frauen ſind

hierzu eingeladen. 3a miederlie 3
witederiten Turnvereln Flchte.

Douchen e Shereealichule ule, Sir
e. Dienst. u. Fre itag 8-10ung Spül- Johann tec et

ohannesſchule, LiebeApparate nauerſtr.: uſowie Gummi J Donnersta 8Fern aller Sandanger: rei
Touristen Verein

c. Klappendach, Gr. Ulrichſtr. 41. Die aturfreunde“

Fachgeſchäft und Verſanddans für ſanitäre O tag a ronner r r,Preisliſte gratis. Artikel. Preisliſte gratis. im Slagtge à gbr.

Onthr n r.:Mädel änderung. Ab
marſch: 7 Uhr v. Wettiner

latz. Auf Umwegen z.Hornhaut, Ballen und arz beſeitat man Landheim. Abmarſch:
ſchnell, Ap und ſchmerzlos mit 7 Uhr vom HettſtedterKukiroi Jn iel tauſend F äyeend Bahnhof.

Jn Apotheken und Sebrekien gäliuchet Laſſen Sie Mandolin ſſ f
ſich nichts anderes aufreden. *3055 ren e robsinn

Allein echt bei: Otto Buehmann u. M. Waltsgott Nacht. Vereiſslohal zur

Pmpfehle 4s88 Theleute rn en an.
erein zur ege desHolzpuntoffeln e en c erbet Zlette i

mit pa. Lederblatt Leben u. Gesundheitsowie Hölz er Beriin 8 W 18 posti
äu breiteſter

*3124 Hrund für Damen u.
f. ein vweit. Besohjen dazu
Hux kFricke, u

Mod. br.e amenstte
ob W Wuhererireet

Zehrrhi Uebungsſtunden:
ienstag u. Freitag.

Sonntag, d. 12. Oktbr.;
Der Magiſtrat. Trothaorstr. 69, Tel. 3885. Saie n

NachmittagsEs Sasſwreis- Se Warnung! bein Settſebter dahndof
Bekanntmachung. Allen Leuten welche noch geſnnen nd nach h bitteren ten

x den Stand bezir dorf i r r Page pur gutere ehe St Gewerkſchaft Friedrich Thvſſen alle Wohnungen n de vd Wiſch in Pale ſer um Siande sbeamten i beſetzt find. Leute, die trotz dieſer Mitteilung noch n v e 2
abwandern, finden beſtimmt keine Unterkunft mehr. Aenaa Gaſſe TMekedurg, den
*3128 Bücken, Fahrſteiger.

Sonnghen eng Okt.

Fraten Und Nödctengol.

Jteneteſ, 9 Uhr,
im Volksvark:De Singeſtunde. D

l Atmetenkun von 1600

in Halle à d. Saale.

Vereinsloß.: Gold. Kette.Sonnab. Uebungsſtunde.
Jeden Sonnabend nach
dem 1.; Verſammlung.
Arbeiter Radfahrer Pund

Solidarität Ortzgr. Halle

Freitag den 31. Gerteabds. 7 Uhr, im Gewerü

d Mitglieder-erſammlung.Mitgueder die ſich am
Saalfahren beteiligen wol-
len, melden ſich bei Gen.
Pfau, Wolfſtr. 21.

Artzten Börxe.
Halte (S.) Fernſpr. 26884.

Vereinslokal: ZurPlauderechke, Auguſtaſtr.
Mittwoch den 8. Oktbr.:General Verſammlung.

Erſcheinen ſämtl. Mit
glieder unbed. e neklich.

ugend Abteil 7
M wo den 8.benfall fallsn t

Erſcheinen ſämtl. Mit
glieder unbed. erforderlich.

r. Samariter-Kol. Halle
Jeden Freitag i dem

1. und 15. Uebungsſtunde
in der „Goldenen Kette“.

[Krönwitz.
und Arbeiter Pildungs

Verein, Kröllwitz.
Vereinslokal: Lindenhof.

Ge
Jed. Donnerstag 8-10Uhr
W inre bteilung:

Jeden Mittwoch 8-10 Uhr.
Turn Abteilung:

Dienstag u. Freitag 8-101.
Wander- u. Mandolin-

Abteilung
ür MädchenMittwoch i Uhr.

Für Burſchen:Donnergigg 8 10 U.
Bibliothek:

Donnerstag v. 8-10 Uhr.

[Ammengorf.
Arbeiter Gesang Verein

Awmendort u. Uwgegent.

Dieustag d. 7. Oktober,abends 9 Uhr in Teich
mann eſtaurant:

un estunde.,
er Vorſtand.

[Merseburg.
GCewerkschafts Karte

emer.
Jeden 1. Donnerstag

i r 7 Udhr:tenGeneral Verſammiung.
t Monat,girn
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Der Organiſator der Lüge.
Herr Ludendorff, der Verlierer des Weltkrieges, deſſen

entſetzliche Erbſchaft das deutſche Volk in Not und Entbehrung an
treten mußte, bemüht ſich krampfhaft, nach bekannten Vorbildern
alle Schuld von ſich auf andere abzuwälzen. Damit nicht genug,
hat er ſich nun auch auf die Tagesſchriftſtellerei geworfen. Sein
Ziel dabei iſt die Wiederaufrichtung des monarchiſtiſchen Syſtems.

Es iſt bezeichnend genug für die gegenwärtigen politiſchen Ver
hältniſſe in Deutſchland, daß dieſem Menſchen, an deſſen Fingern
das unſchuldige Blut Hunderttauſender klebt, vergönnt bleibt, un
behindert ſein gemeingefährliches Treiben des Volksbetruges
weiter auszuüben. Hat doch gerade er während des Krieges als
Exponent allen militariſtiſchen Machtwahns die Vorbedingungen
für das Unheil geſchaffen, unter dem Deutſchland nun ſeufzt.
Freilich, nach ſeinem Buche über den Weltkrieg iſt es hauptſächlich
der Zuſammenbruch der „geiſtigen Spannkraft der Heimat ge
weſen, die letzten Endes die Kataſtrophe verſchuldete. Ganz ſo
unrecht hat Herr Ludendorff nicht. Er verſucht nur, auf die
Gründe hinzuweiſen, welche es vorbereiteten. Wir wollen daher
dem Herrn General das Gedächtnis etwas ſtärken und ihm, dem
Verantwortlichen für das Kriegspreſſeamt und die mili-
täriſche Zenſur, einige Gründe für das „Verſagen der Hei-
mat“ vor Augen führen.

Es müßte mit dem Teufel zugehen, wenn ein Volk, das jahre
lang ſyſtematiſch über die wirkliche Lage der Dinge belogen wurde
und allmählich hinter den Betrug kommt, nicht ſofort alles Ver-
trauen zu den Lügnern vexlöre. Und Herr Ludendorff hat meiſter-
lich lügen laſſen, direkt und indirekt. Als Beweis für dieſe Be
hauptung ſeien einige Vorſchriften des Zenſurbuches für
die deutſche Preſſe, herausgegeben im März 1917 von der
Oberzenſurſtelle des Kriegspreſſeamtes, ans Licht gezogen. Viel-
leicht merkt dann auch Herr Ludendorff, wie der Haſe gelaufen iſt.
Soviel „Zivilintelligenz“ wird er wohl ſchon beſitzen

Tief blicken läßt ſchon das Begleitſchreiben, mit dem das Buch
an die Redaktiwnen ging. Das uns vorliegende Exemplar Nr. 2089
enthält die Vorſchrift:

Gleichzeitig verbieten wir Jhnen, das Buch anderen Per-
ſonen außer Jhren eigenen dienſtlichen Vertretern in die Hand
zu geben oder das Buch bzw. einzelne Teile ſeines Jnhaltes im
Auslande, auch nicht im neutralen oder verbündeten, bekanntzu
geben

Jn der Tat: die Vorſchriften des Buches ſind auch ſo hahne
büchen, daß ſie wirklich ſelbſt den Verbündeten verborgen bleiben
mußten, damit ſie nicht ſchon früher als geſchehen ſtutzig wurden
und davonliefen. Da heißt es:

Nachrichten über Abſchiebung von Landeseinwohnern
aus beſetztem feindlichen Gebiet unterliegen der Vorzenſur

Auf Grund dieſer Vorſchrift wurde die beiſpielloſe Brutalität
der Deportation belgiſcher Staatsangehöriger in eine Wohltat für
die Betroffenen umgelogen!

Ueber Amerika heißt es:
Nach Einſetzen des verſchärften UBoot-Krieges iſt es

erwünſcht (d. h.: befohlen! Die Red.), unter allen Umſtänden
Vorſicht gegenüber den Vereinigten Staaten zu beobachten und
alles, was ſie reizen könnte, unbedingt zu vermeiden

Dieſe einzige Vorſchrift beweiſt klipp und klar, daß man ſich
ſowohl des ungeheuren Verbrechens des U-BootWahnſinns wie der
gefährlichen Macht und Stellungnahme Amerikas bewußt war.
Trotz allen Rodomontaden der Hergt und Genoſſen!

Aenderungen der amtlichen W. T. B.- Meldungen ſind un
ſtatthaft

Man wollte eben die unbedingteſte Uniformierung aller
Zeitungen, die als getreue Unteroffiziere dem Volke wört-
lich übereinſtimmend die Wahrheit des Kriegspreſſeamtes zu ver
künden hatten! Selbſt eigene Kriegsbetrachtungen der Blätter
durften nur nach genau innezuhaltenden Richtlinien angeſtellt
werden: damit ja nicht irgendwo einmal ein leiſer Abglanz der
Wahrheit zu erblicken warl

„Aufſätze und Notizen über die Erfindung künſtlicher Arme
und Hände unterliegen der Vorzenſur

Niemand ſollte eben auf den Gedanken kommen dürfen, daß
die furchtbare Zahl der Kriegsverſtümmelten ſolche Erfindungen
überhaupt als erforderlich verlangte!

Daß in Oeſterreich ein Armeebefehl wegen Auflöſung eines
Regiments entlaſſen wurde, durfte in Deutſchland nicht bekannt-
gegeben werden. Das hätte zu Zweifeln über die angebliche all-
gemeine Kampfbegeiſterung Anlaß gegeben!

Der ganze Größenwahn und die fürchterliche Heuchelei der
Heeresleitung ſpricht aus folgender Vorſchrift:

Aufforderungen zu barbariſcher Kriegführung ſind
abſtoßend. Die Armee weiß, wo Strenge und Milde zu walten

hat tDie Armeniergreuel, die Zerſtörung von Löwen, die Belgier
deportationen waren bei Erlaß dieſer Vorſchrift längſt geſchehen!

Veröffentlichungen von vergleichenden Bevölkerungs-
ſtatiſtiken, aus denen Rückſchlüſſe auf die Höhe der Verluſte
möglich, ſind unerwünſcht

Weshalb wohl?
Veröffentlichungen von Briefen von Angehörigen des

Heeres oder der Marine ohne Einverſtändnis der heimatlichen
Militärbehörden verboten

Ja freilich! Sonſt wäre die Bevölkerung des Elends und der
unſagbaren Hölle des modernen Maſſenkampfes beizeiten bewußt
geworden und hätte den Kriegswüterichen das Bluthandwerk ein
bißchen früher gelegt!

Ein Kabinettſtück lügneriſcher Praxis ſind die Vorſchriften über
den Burgfrieden. Nur eine Beſtimmung ſei zitiert:

Bei der Erörterung von Friedensfragen kommt es dar-
auf an, daß der Eindruck verhindert wird, daß der entſchloſſene
Volkswille zum Siege ſchwankend geworden iſt

Kommentar überflküſſig!
Wie man die amtliche Lügenpropagandag im Auslande ſtützte,

die dem deutſchen Anſehen ſo fürchterlich geſchadet, läßt folgende
Vorſchrift erkennen:

Deutſch- ſchweizeriſche Geſellſchaft über
Gründung und Tätigkeit möglichſt wenig ſprechen, da dies zur
Erſchwerung der Betätigung führen würde

Daß nicht bekannt werden durfte, wieviel Millionen Familien-
väter zum Mord und Gemordetwerden verdammt wurden, lag im
Weſen des militäriſchen Lügenſyſtems. Deshalb war es ſtreng
unterſagt, über die Einſtellung von Rekruten und Heranziehung
beſtimmter Jahrgänge des Lanbſturmes etwas zu berichten! Er
laubt und dringend erwünſcht war das Dementi aller Gerüchte, die
ſich mit dieſen Dingen beſchäftigten. Ueber die Wirkung eng-
liſcher und anderer feindlicher Granaten mußte geſchwiegen wer-
den, die Berichte der engliſchen Admiralität waren vorzenſur
pflichtig, die ungebeuren Diebſtähle im Felde zu erwähnen, war
verboten; Tode sanzeigen von Truppenkeilen durften höch
ſtens n bis ſechs Naw umfaſſ a. Verboten war die Nennung

Beilage zum V olksblatt. Halle (Saale), 7. Oktober 1919.

nern

des Alters, wenn dieſes im Widerſpruch zur Dienſtſtellung ſtand
(ein etwa 18jähriger Leutnant als Kompagnieführer Daß end
lich jede Mitteilung von Zenſurerlaſſen, Verhaftung von Redak
teuren und Zeitungsverboten ſtrengſtens unterſagt war, verſteht
ſich am Rande

Genug der Zitate! Der Ekel muß dem Leſer dieſer Zenſur
vorſchriften aufſteigen, die unter der Verantwortli chkeit
des Herrn Ludendorff erſchienen und das tollſte
Lügengewebe darſtellen, das je geſponnen wurde. Nicht beſtritten

Die geſtrige Stadtverordnetenſitzung hatte eine recht gemiſchte
Tagesordnung zu bewältigen. Die erſten Punkte wurden raſch,
faſt ohne Debatte, erledigt. Schade, daß der Antrag auf Baracken-
errichtung in die nichtöffentliche Sitzung verlegt wurde, denn ſo
kann jetzt die Oeffentlichkeit nichts darüber erfahren, was die
Bourgeoisvertreter zu unſerem Vorſchlage der Beſchlagnahme der
24 Studentenkneiphäuſer zu ſagen hatte. Jm allgemeinen ver-
hielt fich die „Rechte“ des Hauſes geſtern in behäbiger Ruhe. Man
hatte den Eindruck, daß die Einwohnerwehrmänner ſich noch auf
den in der vorigen Stadtverordnetenſitzung errungenen Lorbeeren
ausruhten. Erſt beim Antrag auf Kommunaliſierung der Milch-
verſorgung erwachten ſie einigermaßen aus ihrer Lethargie. Be
zeichnend iſt, daß drei deutſchnationale Stadtverordnete bei der
Abſtimmung über dieſen Antrag ſitzen blieben. Als die Verord
nung der Beamtengehälter zur Sprache kam, da waren die Bürger
lichen eifrig bei der Sache und ihre langatmigen Reden bewieſen,
wie ſie um die Gunſt der Beamten buhlten. Allgemeinen Wider-
ſpruch erzeugte die Behauptung des Herrn Balke, daß je höher die
Bildung, deſto niedriger die Bezahlung ſei. Herr Balke ſitzt neben
dem berühmten Bürgerausſchußſtrategen Minnex, was es alſo
einigermaßen erklärlich erſcheinen läßt, ſolch gewagte Behaup-
tungen aufzuſtellen. Noch komiſcher wirkte der Ausſpruch eines
deutſchnationalen Redners, der das Streikrecht für die Beamten
als etwas Entwürdigendes bezeichnete. Jhm wurde recht deutlich
zugerufen, daß ſich die Beamten der Waffe des Streiks ſchon zu
bedienen wußten zur Zeit des großen Generalſtreiks. Allerdings
ohne Erfolg. Jetzt ſind auch die Beamten endlich zu der Einſicht
gekommen, daß ſie damals mißbraucht worden ſind vom kapi-
taliſtiſchen Unternehmertum. Mißbraucht zu dem Zwecke, ihre
eigenen Jntereſſen mit Füßen zu treten. Der Streik auf der
Hettſtedter Bahn zeigt uns, daß die Beamtenſchaft ſehr wohl die
Waffe des Streiks zu führen vermöge. Bei den nächſten Punften
war eine allgemeine Erſchlaffung des ganzen Hauſes zu be-
merken, teilweiſe entſtand eine ſolche Unruhe, daß die einzelnen
Redner nur mit Mühe zu verſtehen waren.

Allgemeines Intereſſe und auch eine gewiſſe freudige Stim-
mung erweckte ein von unſerem Genoſſen Ofterburg begründe-
ter Antrag, der die Einbeziehung einer ganzen Reihe von Ort-
ſchaften in den Stadtbezirk Halle zum Ziele hat. Kennzeichnend
für den demokratiſchen Geiſt der Rechtsſozialiſten und ihrer demo-
kratiſchen Geſinnungsfreunde iſt die Art, wie ſich die Herren zu
dem von der unabhängigen Fraktion eingebrachten Antrag auf
Erhebung des Konfliktes gegen den Magiſtrat ſtellten. Es handelt
ſich darum, daß der Magiſtrat in ſeiner bekannten Selbſtherrlich
keit es abgelehnt hat, dem von der Mehrheit der Stadtverordneten
gefaßten Beſchluß auf Bezahlung der Streiktage an die Straßen-
bahner auszuführen. Die Magiſtratsherren ſind nämlich der höchſt
merkwürdigen Anſicht, daß nur die Beamten, die im Bürgerſtreik
geſtanden haben, Anſpruch auf Bezahlung der Streiktage haben.
Zweierlei Recht alſol!l Es würde den Herren „Demokraten“ recht
deutlich geſagt, daß es ſich hierum in der Hauptſache gar nicht
handle, ſondern darum, die Rechte der Stadtverordneten dem
Magiſtrat gegenüber zu wahren. Um die wahren Abſichten beſſer
verbergen zu können, verkroch man ſich hinter allerhand juriſtiſche
Tüfteleien, und überwies die Angelegenheit zur Nachprüfung dem
Rechts und Verfaſſungsausſchuß. Dort ſollen die Juriſten den
Antrag abmurkſen. Zum Schluß unterhielt man ſich noch in recht
gemütlicher Weiſe über die Zweckmäßigkeit und die Schäden des
Halliſchen Jahrmarktes; trotz eifriger Bemühungen einiger Ur-
hallenſer war es nicht möglich, den hiſtoriſchen Jahrmarkt wieder
zu neuem Leben erwachen zu laſſen. Man beſchloß eine Spezial-
kommiſſion zu bilden, die ſich mit der Jahrmarktsfrage beſchäftigt.

Verhandlungsbericht.
Der Vorſteher Hennig teilte nach Eröffnung der Sitzung mit,

daß Stadtv. Schimpf ſein Mandat niedergelegt hat. Von den
weiteren Eingängen iſt die Eingabe von 12 Sittlichkeitsvereinen
gegen die Kinoverſeuchung hervorzuheben, die auch den Antrag
auf eine ſtrenge Kinozenſur und auf Schließung der Varietés
und Kinos für den Winter fordert. Das U. T.-Filmunter-
nehmen teilt mit, daß es künftig an Vormittagen Filmvor-
ſtellungen für Schüler veranſtalten will. 57 Familien aus der
Seebener Straße bitten in einer Eingabe um pachtweiſe Ueber
laſſung ſtädtiſchen Landes zur Bebauung. Die VPetition ſoll dem
Magiſtrat als Material übergeben werden.

Es liegen drei Anträge der Fraktion der U. S. P. vor. Jn
einem Antrage wird der Magiſtrat erſucht, die Kommunikations-
wege mit Obſtbäumen zu bepflanzen. Weiter liegt ein Antrag
vor, die Kaſernierung der Proſtituierten aufzuheben. Beide An
träge kommen auf die Tagesordnung der nächſten Sitzung. Ein
Dringlichkeitsantrag Oſterburg (U. S. P.) erhält die
Zuſtimmung ſämtlicher Stadtverordneten und kommt demgemäß
ſofort zur Beratung. Er lautet:

„Die Stadtverordnetenverſammlung beſchließt: Der Magi-
ſtrat wird erſucht, bei der gegenwärtigen Einziehung der
Steuerbeträge Milde walten zu laſſen und die
fälligen Steuern in Teilbeträgen entgegenzunehmen.

Stadtv. Oſterburg begründete den Antrag. Dort, wo es
den Familien nicht möglich iſt die Steuern für zwei Quartale zu
bezahlen, ſoll es den Stenererhebern geſtattet ſein, noch einmal
wiederzukommen. Die Staatsbehörde beſteht aber auf ihrem
Schein und geht rückſichtslos vor. Jn Anbetracht deſſen bittet er,
dem Antrag zuzuſtimmen; denn dann würde der Magiſtrat ge-
deckt ſein, wenn er ſagen könnte, er ſei von dem Kollegium beauf-
tragt, in dieſem Sinne zu verfahren. Stadtrat Wurm meinte,
eine Beſchlußfaſſung erübrige ſich; denn die ſtädtiſche Steuer-
behörde ſei bereits veranlaßt, daß Lohnempfängern auf Antrag
geſtattet ſei, ſtatt zwei nur ein Quartal S zahlen. Der Reſt ſoll
in einigen Wochen gezahlt werden. Stadtv. Hildebrandt
betonte, ihm ſei zur Kenntnis gekommen, daß Lohnpfändungen vor
gekommen ſeien. Darin erhlickt er große Härten für den Arbeiter
und bittet dem Antrag der Fraktion zuzuſtimmen. Stadtv.
Kürbs weiſt nach, daß es ſich tatſächlich um eine große Notlage
handelt; denn wenn die Arbeiter ſchon an ihre Unternehmer
wenden, damit dieſe die Steuern abziehen, iſt ſicher die Notlage
groß genug. Der Antrag wird einſtimmig angenommen.

Ohne Debatte wurde ein Antrag auf Umbau des Hauſes Großer
Berlin 147 wofür die Koſten 77 000 Mk. betragen, angenommen.
Ein Antrag auf, Mittelbewilligung zur Beſchaffung von Heiz-
material für Kriegshinterbliebene wird dem Magiſtrat zur Er

werden kann, daß dieſe Grhebung der Lügen zum Pringzipe des
öffentlichen Lebens jahrelang die Kriegsbegeiſterung bei vielen

des Volkes w. hat. Um ſo ſchrecklicher mußte
das Erwachen ſein, das Herr Ludendorff, der Organiſator desſyſtematiſchen geikeweteugee im Kriege, als „Zuſammenbruch der

geiſtigen Spannkraft des Volkes oder ſo ähnlich bezeichnetel
Sein Syſtem trägt die Schuld an dieſem Zuſam-
menbruchl!
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wägung überwieſen. Beim Antrag auf Bewilligung von Mitteln
für die r n rügte Stadtv. Knauthe dieAusſchmückung der Bahnhofshalle, in der die Fahnen der deutſch
nationalen Volkspartei vorwiegen, während von der Republiks-
fahne faſt nichts zu er ſei. Dem Antrag auf Erhöhung der
Kriegshinterbliebenenfürſorge wurde zugeſtimmt. Es ſollen alſo
in Zukunft für Kinder unter 15 Jahren vom 1. Oktober an ſtatt
75, Mk. das doppelte, nämlich 150 Mk., bezahlt werden. Zu
geſtimmt wurde ferner der Vermietung von Räumen in der Leip
ziger Straße und Landverkauf an der Herrenſtraße. Die Frage
der Errichtung von Wohnbaracken ſoll in nichtöffentlicher Sitzung
erledigt werden.

Eine unweſentliche Debatte entſteht bei dem Antrag auf An
kauf von amerikaniſcher Kohle. Bei dem r
Valutaſtande würde die Tonne frei von Hamburg 627 Mk. koſten,
die Fracht bis Halle 27 Mk., ſo daß die Kohle das Siebenfache der
deutſchen Kohle koſten würde. Der Preis für ein Kubikmeter
Gas würde auf 1,58 Mk. kommen; es iſt alſo ausgeſchloſſen, zu
dieſem Preis das Gas zu verkaufen. Das Kuratorium des Gas-
werkes hat, obwohl es dauernd bemüht iſt, Steinkohle und Braug-
kohle zu kaufen, trotz der Mängel ſich nicht entſchließen können,
dieſe gewaltigen Koſten für die amerikaniſche Kohle aufzuwenden.
Auch der Magiſtrat hat in dieſem Sinne beſchloſſen und dieſe
Offerte einſtweilen abgelehnt. Die Stadtverordnetenverſamm-
lung wird um Kenntnisnahme erſucht. Stadtv. Gelhaar
möchte den Antrag des Ausſchuſſes nicht ſo verſtanden wiſſen, daß
der Magiſtrat ſich nicht von vornherein auf den Standpunkt ſtellt,
unter allen Umſtänden abzulehnen. Wenn ſich die Möglichkeit
bietet, daß ausländiſche Kohlen nicht auf das Kontingent an
gerechnet werden, dann ſollte man ſolche kaufen dürfen. Stadtv.
Jllgenſtein erblickt in dem großen Angebot von ausländiſchen
Kohlen einen Verſuchsballon, um feſtzuſtellen, ob ſich noch eine
weitere Steigerung der Preiſe für deutſche Gaskohlen ermöglichen
laſſe

Antrag auf Kommunaliſierung der Milchverforgung.
Stadtv. Kleeis berichtet über den Beſchluß des Sozialiſie

rungsausſchuſſes, den Magiſtrat zu erſuchen, Schritte zu unter
nehmen, um die unhaltbaren Zuſtände in der Milchverſorgung zu
beſſern. Insbeſondere ſei ihre Kommunaliſierung zu erwägen.
Der Ausſchuß hat beſchloſſen. dem Magiſtrat die Errichtung
einer ſtädtiſchen Milchzentrale zu empfehlen. Eine
Eingabe des Milchhändlervereins erſucht die Verſammlung, die
Angelegenheit zu vertagen. Jn der Ausſprache wies Stadtv.
Hildebrandt darauf hin, daß in Halle eine Milchverteilungs-
ſtelle beſtehe. Dieſe Stelle habe in den Monaten April bis Juni
7000 Liter Milch erhalten, die ſie für ihre Kundſchaft gebraucht
habe. Jn den Monaten Juli bis September habe ſie davon nur
390 Liter zurückerhalten. Eine große Menge dieſer „erübrigten“
Milch gehe nach Niemberg, um dort verbuttert zu werden, angeb-
lich, weil ſie ſauer zu werden droht. Wir müßten aber trotzdem
mit Margarine zufrieden ſein. Die Entlohnung der Angeſtellten
in den Molkereibetrieben ſei noch ſehr ſchlecht, Löhne von 40 Mk.
und darunter für die Kutſcher ſeien nichts ſeltenes. Verkäuferin-
nen bekommen 100, kaufmänniſches Perſonal 250 Mk. monatlich.
Dieſe ſchlechte Entlohnung ſei auf die Rückſtindigkeit der Betriebe
zurückzuführen. Es ſei jetzt alſo der geeignetſte Augenblick zur
Uebernahme der geſamten n g. auf die Stadt.
Stadtv. Kürbs weiſt darauf hin, daß das Verbuttern von Milch
verboten iſt und ſchildert die Schwierigkeiten, die den Feſtſtellungs-
kommiſſionen bei ihrer Tätigkeit von den Agrariern gemacht wer
den. Sie ſtoßen auf die größten Schwierigkeiten, wenn ſie nach der
Zentrifuge forſchen. Deshalb ſind die Agrarier beſtrebt, möglichſt
wenig Milch abzuliefern. Die gute Milch wird verbuttert und dieſe
zu hohen Preiſen verkauft. Jn Berlin koſtet ein Pfund Butter
jetzt 28 Mk., in Halle iſt ſie nicht viel billiger. Man muß ver-
ſchen auf den ſtädtiſchen Gütern, ferner auf dem Schlachthof,
Milchkühe zu halten, um die Milchproduktion zu heben. Die frü-
here Ziegelei Planena, die jetzt jedenfalls zur Neuverpachtung
ſteht, eigne ſich gleichfalls für dieſe Zwecke. Natürlich könne dieſe
Milch nur der Säuglings- und Krankenverſorgung zugute kom-
men. Ein großer Mißſtand iſt ferner, daß man möglichſt wenig
Fachleute in die Molkereibetriebe ſtellt. Es darf nicht mehr vor
kommen, daß penſionierte Feldwebel nach Ableiſtung eines kurzen
Hurſes als Molkereileiter beſtellt werden. Es müſſen andere Ver-
hältniſſe in den Molkereien Platz greifen. Gegen zwei deutſch
nationale Stimmen wurde beſchloſſen, den Magiſtrat zu erſuchen,
Unterlagen zur Errichtung einer ſtädtiſchen Milchzentrale zu be-
ſchaffen.

Der Antrag auf Anſtell eines Berufsberaters wurde vom
Stadtv. Wilke begründet. Es ſoll möglichſt ein Gelverbelehrer
für die Stelle in Betracht gezogen werden. Nach einer Ausein-
anderſetzung über die Rechte des Magiſtrates und der Stadtver
ordneten wird der Antrag angenommen. Der Antrag auf Bil-
dung einer Verwaltungsdeputation wird zurückgeſtellt. Ein von
den Halliſchen Gärtnern eingebrachter Antrag auf Aenderung der
Friedhofsordnung wurde abgelehnt. Ueber eine Beſchwerde betr.
das Stadtbad berichtete Stadtv. Weber der es rügte, daß re
geſtellte Leute an den billigeren Sonnabenden baden und ſo den
Arbeitern die Badegelegenheit erſchweren. Auch müßte für 35
gendliche eine andere Badegelegenheit geſchaffen werden. uch
für Frauen iſt im Volksbad die Badegelegenheit unzureichend.
Der Antrag wird dem Magiſtrat überwieſen. Ueber eine Petition
eines Feuerwehrmannes über Gehaltserhöhung berichtet Stadtv.
Weber den Standpunkt des Petitionsausſchuſſes in dieſer Sache.
Der Magiſtrat wird erfucht, eine einmalige Teuerungszulage zugenehmigen. Ein Antrag eines Hausmannes im Poligeidtenſt
gebäude um Bewilligung freier Beleuchtung wird angenommen.
Das Geſuch der Sanitätskolonne vom Roten Kreuz, die ganzen
Räumlichkeiten in der Rathausſtraße 16, part., zu erhalten, wurde
vom Stadtv. Buſſe begründet. Der Antrag wurde dem Magiſtrat
überwieſen.

Stadtv. Frau Schmidt begründet einen Antrag, die Müll-
abfuhrinſtädtiſche Verwaltung zu nehmen. Sie weiſt
beſonders auf die hygieniſche Seite dieſer Frage hin und legt dar,
wie durch den Krieg auch zu dieſer Arbeit immer mehr Frauen
herangezogen worden ſind, deren Organismus noch weniger wider
ſtandsfähig ſei als der der männlichen Arbeiter. Auf das Vorbild
anderer Städte hinweiſend, trat ſie für die Errichtung einer
ſtädtiſchen Müllverbrennungsanſtalt ein. Stadtrat Grote,
der, wie viele andere Redner am n ſchwer ver
ſtändlich war, erhob anſcheinend einige Bedenken gegen die Renta
bilität einer ſolchen Anlage. Stadtv. Koenen trat gleichfalls
für Uebernahme der Müllabfuhr in ſtädtiſche Regie ein. Haupt
zweck des Antrages ſei, die Arbeiter von der ſcheußlichen Müll-
ſchipperei zu befreien, die in jeder Hinſicht geſundheitsſchädlich
und widerlich ſei. Dem Privatunternehmer ſei es nicht möglich.
nach den Erforderniſſen der Hygiene zu verfahren, da die Unkoſten
zu hohe ſeien. Redner wandte ſich in längeren Ausfüßrunge
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Eine Eingabe des Jentra de eiſcher wegen Pebe er
nahmeder Wurſtküche inſtädtiſche Regie wurde dem
hen überwieſen. Eine Beſchwerde einer Anrin der Reilſtraße wegen ſchlechter Gasbeleuchtung gab dem
Stadtv. Wilke ernent Anlaß, die Lichtverſchwendung, wie ſie in
der Deſſauer S bis dem Flugplatze getrieben wird, zukriti e Vom Magiftratstiſch wurde Perifung und Abſtellung
zugeſagt

Das Ende des Halliſchen Jahrmarktes.
Die Ortsgruppe e des Verbandes der reiſenden Gewerbewreſeentet Sir u in einer längeren Eingabe um Bei

behaltung der Vieh und Jahrmärkte. Stadtv. Winkelmann
brri tet ab der titionsausſchuß nach langem Hin und Her ſich
die Anficht des Magiſtrats zu eigen gemacht habe und Uebergang
zur Ta rdnun antragt habe. Dem widerſprach Stadtv.

erz feld durch Vortrag der SFeſchichte des Halliſchen Vich-
marktes, die bis in die Zeit des Kaiſers Karl zurückreiche. Der
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befchloß, nachdem ſich Stadtv. Bundt dagegen ausgeſprochenhatte, den Magiſtrat zu erſuchen, Unterlagen die ücbernahneder Müllabfuhr durch die Stadt zu beſchaffen r

Eine Debatte über Beamtenfragen.
Einen Antrag auf W r von Begmitengehäl-

sſon. Die e ter von

4 ich vorgebildeten, ſeien unzureichend. Der Beamtenſtand müſſe durch an
gemeſſene Bezahlung r erhalten werden. Stadtrat
Wurm erklärte, daß ſich augenblicklich nichts Endgültiges n
laſſe, ſolange der Geldwert ſo unſicher ſei. Der Magiſtrat könne
vorläufig nichts anderes tun, als dur9 Zulagen beſſernStadtv. Fräu ein Schrecker forderte beſonders r die Sozial
beamten in Anbetracht ihrer großen Arbeitszeit, Gebaltserhöhung.

Stadtv. Balke forderte eine grundſätzliche Aufbeſſerung der
Beamtengehälter, und zwar bis oben hinguf. Heute ſei es ſo: Jebeſſer die Bildung, des ſchlechter die Bezahlung. Wir müſſen
mit Teuerungszulagen aushelfen, aber wir müſſen dieſe beträcht
lich erhöhen. Stadtv. Hildebrandt: Aus dem Etat können
wir nicht die Höhe der Tenerungszulagen, ſondern nur den Grund
gehalt erſehen. Wenn die Arbeiter heute teilweiſe höhere Beszgh-
lung haben, ſo liegt das daran, daß die Arbeiter durch ihre Orga-
niſationen die Unternehmer zu höherer Lohnzahlung gezwungen
haben. Redner gibt zu, daß die Beamtengehälter eine Neugeſtal
tung bedürfen. Eine Regulierung der Beamtengehälter ohne
Teuerungszulage könne nicht durchgeführt werden, da man nngtwiſſe, wie t die Geldverhältniſſe in den nächſten Jahren geſtal öffentlicher Sitzune

ten werden. Die U. S. P. ſteht einer Gehaltsregelung keineswegs 3
ablehnend gegenüber. Redner kommt auf die Steuerfreiheit der d eBeamten zu prechen, und ſtellt den Antrag, den Magiſtrat zu er Der n die n i S t 0 f e ntli ch e Sitz un g verlegte Punkt der
ſuchen, bei der Landesbehörde dahin zu wirken, daß das Sieuer- Tagesordnung, die Exrichtung von Wohn haraden führte
vorrecht der Beamten nicht mehr zur Geltun kommt. Selbſtwer Dies zu längeren Erörterungen. Vauausſchuß ſowohl wie der
ſtändlich muß bei der Regulierung der Gehbälter dieſes Vorrecht, Ausſchuß für Kleinwohnungsbau erklärten ſich gegen die Vorlage.
das den Beamten zum großen Teil ſelbſt peinlich iſt. in Berück Für die Ablehnung wurden die ſchon bekannten Gründe in ver
ſichti g gezogen werden. Stadtv. Dürrfeld ſprach auch für ſtärktem Maße geltend gemacht. Vor allem wurde darauf hinge-
die Beſeitigung des Steuerprivilegs aus demokratiſchen Gründen. wieſen. daß es in am

Stadtv. Bundt meinte, für ihn ſei das Streikrecht der Be gelegenheit gibt, wie Kaſernen, Klubhäuſer der Studenten uſw.
amten nicht angebracht. Es wurde ihm von unferen Genoſſen zu Der Magiſtrat, der ſchließlich die Vorlage nur noch allein ver
gerufen, daß die Beamten im März ganz ſchön allerdings gegen teidigte. vermochte mit ſeinen Einwänden gegen die er die Ab
die Arbeiterſchaft, zu ftreiken gewußt hätten. Stadt Hos: lehnung vorgebrachten Gründe nicht durchzudringen; die VorlageDie Regelung der &ehalter könne nicht ohne Berücſichtigung von wurde mit großer Mehrheit gegen ſechs Stimmen abgelehnt

Staat und Reich geſchehen. Deswegen müſſe man noch abwariten.
Das Beamtenſteuerprivileg gelte nur für die Kommunalſteuer.
Die Beamten ſelbſt freuen ſich des Steuervrivilegs nicht. Den
ſtädtiſchen Beamten muß die einmalige Beſchaffungszulage ge
währt werden. Stadtv. Kür be Wenn uns heute die traurige
Lage der akademiſchen Beamten geſchildert wird, ſo find wir die
letzten, die eine Beſſerung verhindern. Wenn die Staatsbeamten
ſich eine ſtraffe Organiſation geſchaffen hätten, ſo hätten ſie vom
Staat auch mehr erreichen können. Die Beamten können in dieſer
Begiehung von den Arbeitern lernen. Der Antrag Hilde-
drandt bei der Regierung auf Beſeitigung des Steuerprivilegs
hinzuwirken, wurde mit großer Mehrheit angenemmen.

Eingemeindung von Vororten.
Stadtv. Oſterburg begründete eingehend einen von ihm und

einigen Fraktionsgenoſſen geſtellten Antrag „Die Stadtverord-
netenverſammlung erſucht den Magiſtrat um eine Vorlage zwecks
Eingemeindung der Ortſchaften: Ammendorf, Böllberg, Brukdorf,
Burg bei Reideburg, Büſchdorf, HKaneng, Kapellenende, Diemitz,
Dölau, Lettin,. Nietleben, Oſendorf, Paſſendorf, Radewell, Reide
burg mit Krondorf und Gutsbezirk. Sagisdorf, Reideburg-Guts-
bezirk, Schönnewitz, Seeben, Wörmlitz.“

Die Eingemeindung von Giebichenſtein und Trotha ſei ſeiner
zeit viel zu ſpät vorgenommen worden, wodurch viele Schwierig-
keiten entſtanden ſeien. Dölau, Nietleben uſw. haben jest ſchen
eigene Gasanſtalten, was eine ſpätere Eingemeindung ſehr er
ſchwere. Verſchiedene Gemeinden verſuchen aber jetzt ſchon, ſich
uns zu nähern. indem ſie Waſſer von uns beziehen. Es dürfte
nicht unangebracht ſein, die Bahn nach dem Geiſeltal, auf die wir
wegen der Kohlenverſorgung jetzt ſo angewieſen ſind, in den Beſitz
der Stadt zu bringen. Eine Bahn von Ammendorf nach den Dör-

ſei eine Swyaende m pie Deden
Verkehrsverbeſſerungen, au ie nur hingewieſen werden
könne. Es iſt mit der Stellung des Antrags nicht geſagt, daß nun Wo finden oder hat die erſte Sitzung ſtattgefunden Etwa im
ſofort eingemeindet werde, aber es müſſe ein Anfang gemacht wer Sitzungszimmer der Eiſenbahndirektion Unter den Fachvereinen
den. Neben den Verkehrs kommen Schulfragen in Betracht. Aus iſt wohl der berühmte Beamtenbund, der ſeine notleidenden Unter
alledem geht hervor. daß die gegenſeitigen Intereſſen ſich einander beamten ſo ſehr ins Herz geſchloſſen hat, zu verſtehen Was hat
ſo nähern, daß einmal eine den umliegenden ferner der Leutnant Happel im Hauptpoſtzimmer 197 zu ſuchen

v r r hn an e Kuil ne 2 Werden denn jetzt für alle gegenrevolutionären Offiziere auf Staats
tadtv. He t 3 g ge koſten Sprechzimmer eingerichtet Ja, es iſt nicht ſo einfach, alleMagi z j i üfu ten,S r eigener in Krahe Hnen Unn der Siadirrrerd: geoenrevolntiondren Kräfte geren die Arbeiterſchaft zu organſfieren

neten das Ergebnis mitzuteilen. Damit war der Antrag Oſter- Noske wird dem dienſtbefliſſenen Herrn Leutnant ſicher einen neuen
burg erledigt. Orden an die ruhmreiche Bruſt kleben. Die Arbeiterſchaft Halles

aber wird ſich durch die neuen, auf die Errichtung einer Eiſenbahner-Lonflikt zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordnetenverſammlnng. e e turDie Fraktion der U. S. P. hat folgenden Antrag geſtellt, der vom r gerichteten Pläne nicht einſchüchtern oder pro
Stadtv. Oſterburg begründet wurde:

Lehrerverband der Provinz Sachſen.
„Die Stadtvererdnetenverſammlung beſchließt, gegen die Er

Am 2. und 3. Oktober hatten ſich Vertreter des Lehrerverbandes
klärung des Magiſtrats, durch welche die von der Stadtverord-
r beſchloſene Bezahlung der Streiktage der

gel der Provinz Sachſen der zurzeit 6000 Mitglieder zählt, in Halle
zu einer Tagung zuſammengefunden. Am Eröffnungstage ſprach

Straßenbahner abgelehnt wird, den Konflikt bei dem Bezirks-

WProfeßor r über: Erziehungsidegle. Am 8. Oktober
ausſchuß zu erheben.“

beſchäftigte ſich die Vertreterverſammlung mit der großen wirt-
Die Stadtv. Herzfeld und Kleeis traten für Ueber-

weiſung des Antrags an den Rechts und Verfaſſungsausſchuß ein.
ſchaftlichen Not der Lehrer. Eine einſtimmige Entſchließung nahmDie rechtsſozialiſtiſche Fraktion ſei ſich noch nicht klar über die ſo

Gründe des Antrags, weshalb Vertagung geboten erſcheine. die alte, als gerecht anerkannte Forderung der r Gleich-
Stadtv. Koenen wies ganz energiſch auf die Rechte des Stadt erung aller Lehrer in Stadt und Land mil d
e r r r hin. die der Magiſtrat mißachtet hat. Wir V
wollen mit der n des Konflikts erreichen, daß der Bezirks Teuerungszu
ausſchuß in Merſeburg an Stelle des Magiſtrass den von der Ver

einen Vater, den Magiſtrat. Er wies auf das Beiſpiel anderer
Städte hin und forderte, daß durch eine Reform der Markt trieder
zu Ehren käme. Stadtrat Wurm meinte, die Aufhebnug des
Marktes ſei aus geſundheitlichen Gründen und aus Rückſicht auf
die Grnährungsverbältniſſe erfolgt. Die einheimiſchen Kaufleute
hätten keinen Nutzen, denn die Gewerbetreibenden ſeien meiſt Aus
wärtige. Auch ſei eine nachteilige Wirkung auf die Jugend feſtzu-ſtellen. Maßgebend ſei in der Hauptſache die Platzfrage a

Während Stadtr. Sor ger den Markt als ein Ueberblei
aus der alten Zeit nannte, ünd für Arrangierung von

Volksfeſten zur „Ertüchtigung' der Jugend eintrat, empfahl
verordneter Bundt die Beibehaltung. Schließlich wurde, ent

bſel

ſuch zur Tagesordnung übergegangen.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 7. Oktober 1919.

Sitzung der Parteifunktionäre.
Am Donnerstag, den 9. Oktober, abends 8 Uhr im Volksvark:
Gemeinfame Sitzung des Vorſtandes und der Diſtriktsleiter

des Sozialdemokratiſchen Vereins (U. S. P.). Der Vorſtand.

Was geht auf der Eiſenbahn vor
Folgendes Schriftſtück flog uns auf den Redaktionstiſch: „Es ſoll

feſtgeſtellt werden, wieviel tren bleibende Arbeiter und Beamte
vorhanden ſind. Welche Leute ſind nötig, um einen Betrieb zwiſchen
Berlin --Halle-Corbetha aufrecht zu erhalten Wieviel Bahn
unterhaltungsarbeiter, Hilfskräfte und Material iſt vorhanden
Wieviel treue Hilfskräfte können dem Militär zur Ver-
fügung geſtellt werden und wo ſollen dieſelben beſchäftigt
werden Wo können die treubleibenden Arbeiter verpflegt
werden

Lokomotivführer, Streckenbewachung, Vorſitzende
von Fachvereinen: Freitag, den 3. Oktober, vormittags
neue Sitzung.

Unterſchrieben iſt das famoſe Schriftſtück von dem der Halliſchen
Arbeiterſchaft wegen ſeiner konterrevolutionären Quertreibereien ſchon
bekannten Leutnant Happel, Hauptpoſtzimmer 197, Fern-
ſprecher 4656.

en gezahlt werden. Die zur Beratung kommen-

ſammlung gefaßten Beſchluß in Kraft ſetze. Es dreht ſich hier nicht einsorganiſation. Die Mitglieder derlediglich darum, daß die ſtädtiſchen Straßenbahuer ihren Lohn für ihren 5
die Streiktage erhalten, wie die Beamten ihn erhielten. Es kommt Der Lehrerverband der Provinz Sachſen ſoll mit den andern Leh

rerorganiſationen der Provinz in Verbindung treten zum Zwecke
einer einheitlichen Zuſammenfaſſung der Vereine. Der Vereins-
beitrag wurde von 12 auf 16 Mk. erhöht. Zum Vorſitzenden des
Verbandes wird Herr Horſtmarn Magdeburg gewählt. Zur Frage
Verhältniswahl und Verbandsvorfſtand ſollen die Zweigvereine bis
zum 1. Avril 1920 Stellung nehmen.

Neber die Aufgaben, die der Lehrerſchaft aus dem
Schulkompromiß erwachfen, ſprach Herr Degenhardt-
Erfurt. Er ſieht keinen Grund zum Verzagen, wenn das Kom
promiß auch t e nicht erfüllt hat, ſo bietet es doch die

ortarbeit.

vielmehr darauf an, daß zum Ausdruck gebracht wird, daß man ſich
die Behandlung durch den Magiſtrat nicht gefallen laſſen könne.
(Sehr richtig!) Es ſei dies ein unerhörter Vorgang in einer Zeit,in der man ſoviel von der Selbſtverwaltung rede. Da gebe es auch

für die Demokratie kein Wenn und Fs W handeln.
Die Demokraten müßten ohne Einſchränkun r daß e
gegen den Magiſteat ſein, und er halte es für ſelbſtverſtändlich
daß ſie dem Antrag einmütig zuſtimmen. tv. Herzfeldſtelkte den Antrag der Magiſtrat ſolle die Gründe mitteilen, die
ihn bewogen haben, dem Beſchluß nicht beizutreten. Oberbürgermeiſter R e erwiderte kurz, die Gründe ſeien bekannt und ihre Möglichkeit zur t. Die gemein
ſchriftliche Fixierung deshalb wohl überflüſſig. Stadtv. Hil de gle Regel. Jn Preußen iſt das d bereit, die Simultan-
brandt widerſprach dem ener enn der Magiſtrat die er ſchule als Norm anzuerkennen. eichungen von der Norm ſindforderliche Achtung vor den Seſe lüſſen der Stadtverordnetenver nur möglich, wenn der Wille der Bevölker

ſammlung hätte, dann gäbe es keine 7 Stadtv. Keil mäßigen Anträgen verdichtet und ein geordneter Schulbetrieb nicht
gefiel ſich in juriſtiſchen Haarſpaltereien und behauptete, daß nach beeinträchtigt wird. Zur Entſcheidung dieſer
den h der Städteordnung die Erhebung des Konflikts
nur dann zuläſſig ſei, wenn es ſich um das Intereſſe der Stadt

Angelegenheit wegen des Konflikts erhoben
Hie Begahlung der

handelt, ſofern diewerden ſolle nicht auf ich beruhen Wnne.

Halle noch immer unausgenützte Wohnungs

le, das iſt der Weg zurnetemeee

t n i i zihr

Zum Streik der Halle-Hettſtedter Eiſanbahn.
Seit Sonnabend ſteht die Gewerkſchaft der Deutſchen Elſen

bahner (Fachverband) im Streik mit der Firma Lenz u. Ko. Be
teiligt ſind nach Mitteflung des tausſchuſſes 80 Kleinbahnen.
Die Forderungen, ſoweit ſie geſtellt ſind, müſſen ohne weiteres als
gerecht anerkannt werden. Sind doch Gehälter in Höhe von 200
bis 800 Mk. der Durchſchnikt. Die Bewegung datiert vom 19. April.
Mag nun der Hauptausſchuß, trotzdem noch nicht alle Wege er
ſchöpft waren, der Firma Lenz gegenüber mit allen Mitteln ſeine
Forderungen durthſezen. Denn gerade die Firma Lenz u. Ko.
beweiſt in ihren geührten a r daß ſie ſich rry Tarif
bruchs ſchuldig gemckht hat. Trotzdem war es nicht zu verhindern,daß i die ſag ehe Eiſenbahner-Verband organiſierten Be

amten ſich der Bewegang anſchloſſen. Die Verantwortung liegt
nach gegenſeitig getroffanen Vereinbarungen in den Händen des

Jdeal der E rrantwortung; denn Hebung

betrachten fanden die Beratungen

Iiſche Jahrmarkt ſei ein Proletarierkind ohne Pflege durch
Hauptausſchuſſes der Gewerkſchaft deutſcher Eiſenbahner. Außer-
dem wird bei dem Tarifadſchluß, wie uns mitgeteilt wird, der
Deutſche Eiſenbahner-Verband und der Tranusportarbeiter-Verband
beteiligt ſein.

Der Allgemeine Eiſenbahnerperband auf Schkeichwegen.

*inen Summe von 600 Mk. für Arbeiter und 7
Stadt allerdings erhöht auf 1000 Mk.)

ſprechend dem Vorſchlage des Petitionsausſchuſſes, über das Ge lichen Parteien denen ja auch der A. E. V. Angeſchloſſen iſt,

kämpft.

ja überradikal.

Trennung der Baamten und Arbeiter.

Doch betrachten wir die Kehrſeite.

Seit Januar kämpft der D. E. V. um Gewährung einer ein
maligen Teuerungszulage für Arbedker und Beamte. Geſchehen
iſt don der preußiſchen Regierung in dieſer Frage bisher nichts.
Die Leiſtungen der Eiſenbahner entſprechen nicht der geforderten

S Mk. für Beamte. etDie gefarderte Lohnerhöhung in
allen Klaſſen von 1 Mk. pro Stunde löſte bei ſämtlichen bürger

nt
rüſtung aus. Dem dauernden Drängen der Eiſenbahner Rech-

Da die Uhr wacker auf 9 Uhr ſchritt und noch kein Ende abzu nung tragend, iſt der D. E. V. mit allen ihm zw Gebote ſtehenden
ſehen war, verließen die Preſſevertreter die Sitzung. Es ſtanden Mitteln michgekommen. Ebenſo geht es mit der endlichen Ein
übrigens nur noch zwei unweſentliche Punkte zur Beratung in führung der Betriebsräte. Jn der Akkordfrage hat der D. E. V.

nach gewerkſchaftlichen und ſozialen Grundſätzen energiſch ge
Nie hat jemand gehört, daß der A. E. V. ſich um eine

dieſer notwendigen Fragen bemüht hat. Deshalb aus die Miß-ſtimmung, Mitgliederflucht, Beſchwerden gegen die leitenden Jn
ſtanzen, doch etwas zu tun, damit ſich der verhaßte D. E. V. nicht
überall feſtſetzt. Getreu nach gelbem Muſter wird er jetzt radikal,

Sogar das Erfurter Programm hat er ſich zu
eigen gemacht. Er zählt ſich zu den freien Gewerkſchaften. Er
fordert dieſelben Betriebsräte wie die revolutionäre Arbeiterſchaft.

Der Deutſchnationale Schiele
und der Parteigenoſſe des Herrn Riedel, der berühmte Arbeiter-
führer Erkelenz, verlangt bei Einführung der Räte eine ſcharfeWo leibt da der Schrei
der Auchkollegen nach engſtem Zuſammenwirken der Räte zwiſchen

Arbeitern und Beamten? Jn der Akkordfrage fonſtatiert ſelbſt die
Saale- Zeitung die Dopvelzüngigkeit gewiſſenloſer Agitatoren und
Jrreführung der eigenen Mitglieder des A. V. Selbſt Herr
Riedel erklärte im Haushaltungsausſchuß. für Akkordarbeit zu
ſein. Ein anderer ihm naheſtehender Parteigenoſſe bedankte ſich
natürlich, ihm gqus der Patſche zu helfen. Die Verzögerung des
Lohntarifs trifft voll und ganz den A. E. V. Er hatte noch keine
Zeit, beim gegenſeitigen Anstauſch der Tarife zur Stelle zu ſein.
Selbſt Herr Skaruppe erklärte auf Vorhalten, ſeinen Tarif noch
nicht fertig zu haben. Trotzdem machen Agitatoren mit ausge-
arbeitetem Tarif Propagandareiſen.

Alſo auch hier ein Dovppelſpiel nach Trierſcher Methode. Mit
der Entſchuldungsſumme ſtehl's noch ſchlimmer. Auf der einen
Seite buhlt man um die unteren Beamten (die Arbeiter haben das
Katze- und Mausſpiel ſatt), in Falkenberg macht man Stimmung
gegen die vom D. E. V. geforderte Summe von 1000 Mk. Oder,
wie ſich ein „tüchtiger“ Agitator im Dienſte der Vehörde ausließ,
auch mal den Beamten die Piſtole auf die Bruſt zu ſetzen. Der
ſelbe Agitator, der ſeine Stellung mißbraucht, bei Verſetzungen
Mitglieder des D. E. V. zum Uebertritt in den A. E. V. zu ver
anlaſſen reſp. bei eintretenden Entlaſſungen als erſte reif 43 ſein.
Alſo geht's nicht ſo, dann auch mal anders. Dann natürlich ruft
man nach berühmter Methode nach Einigkeit. O, dieſe Heuchler!
Eine Organfkßation, die in ſolchem Fahrwaſſer ſchwimmt, um die
Gunſt der Behörden buhlt, kennzeichnet ſich ſelbſt als gelb. Hofſent-
lich werden die Eiſenbahner endlich e daß ihr Kampf nur
Schulter an Schulter mit ſämtlichen in den freien gewerkſchaft-
lichen Organiſationen organiſierten Kollegen geführt werden kann.
Darum hergus gqus ſolchen Verbänden und hinein in eure von euch
ſelbſt geſchaffene Betriebsorganiſation, den D. E. V.

Metaollarbeiter-Betriebsräte. Am Donnersteg, den 9. Oktober,
abends 7/2 Uhr, im Volkspark (nicht wie bereits bekanntgegeben
im Gewerkſchaftshaus), Sitzung der Oblente der Betriebsräte. Alle
Obleute müſſen erſcheinen, da die Beitragsmarken zur Ausgabe ge-
langen ſollen. Gleichzeitig ſoll Stellung zu einer am Sonntag ſtatt
findenden Vollverſammlung genommen werden. Die Zentralſtelle.

Metallarbeiter-Vertrauensleute. Mittwoch, den 8. Oktober,
abends 65 Uhr, findet im Volkspark (Kolonnade) eine wichtige Be
ſprechung ſtatt, zu welcher jeder Betrieb vertreten ſein muß. Mit
Rückſicht auf die 71 Uhr beginnende Verſammlung für die Lehr-
linge und deren Eltern, iſt es notwendig, pünktlich zu erſcheinen.

Betriebsräte, Arbeiter- und Angeſtellten-Ausſchüſſel Wir
machen die Beteiligten des Buchführungskurſus darauf aufmerk-
ſam, daß das zweite Heft der Doppik wieder angekommen iſt, und
T ſolches beim Arbeiterrat, Schmeerſtraße I, 2 Tr., abgeholt
werden.

Volkshochſchnle. Fmm Anzeigenteil der heutigen Nummer ver
öffentlicht der Magiſtrat den Stundenplan der Volks-
hoch ſchule Halle. Die einzelnen Vortragskurſe, ſoweit ſie
rein näturwiſſenſchaftlicher Art ſind, können wir nur empfehlen.
(Die Elektrizität und ihre Anwendung; Die Braunkohle und ihre
Verwertung; Stimmbildung, Sprechen, Vortragen; Geſunderhal-
tung des menſchlichen Körpers). Alle anderen Kurſe ſind mit
größter Vorſicht zu betrachten. Denn es mutet doch komiſch an,

wenn ſich z. B. die Arbeiter von einem Herrn Profeſſor Dr. r
en.en z Her nerwaltungsſekretären wieder auf; auch ſollen gleiche r e i von Gut und Vöſe belehren laſſen

den Anträge beſchäftigten ſich zumeiſt mit dem Ausbau der Ver tig
Lehrerräte müſſen das Austragen der Zählpaviere für die Volkaszählung beende

weigvereinen Rechenſchaft über ihre Tätigkeit ablegen. Diejenigen Haushaltungen, die bis zum heutigen Abend keine

orten ſind von heute an im Arbeiterſekretarigt zu aber.

Die Volkszählung am 8. Oktober. Mit dem heutigen e
ein.

Zählpapiere erhalten haben, werden im eigenen Intereſſe erſucht,
ſich unmittelbar an das Statiſtiſche Amt, Stadthaus, Zimmer 36,
zu wenden denn wer bei der Volkszählung nicht ermittelt iſt,
läuft für Wochen hinaus Gefghr, nicht mit den ſtädtiſchen Lebens-
mitteln verſorgt zu werden. Das Einſammeln der Zählpapiere
beginnt am 8. Oktober nachmittags. Es iſt wichtig, daß die Zähler
die Eintragungen des Haushaltes möglichſt mit dem Haushal-
tungsvorſtand oder deſſen Stellvertreter d damit keineverſorgungsberechtigte Perſon auf der Haushaltungsliſte vergeſſen

ame Schule gilt fortan treters.

wird. Gültig ſind die ausgefüllten Haushaltungsliſten nur mit
der Unterſchrift des Haushaltungsvorſtandes oder ſeines Stellver-

Mit der Haushaltungsliſte iſt ſeweils ein beſonderer
ar für die in den Abſtimmungsgebieten geborenen Per

3 agen iſt die Mit ſich Perſonen die in den genannten Gebieten geboren ſind,
wirkung der Sachverſtändigen nötig. Deshalb iſt die Bildung von Haushalte befinden. Die auf dieſem beſonderen
Landeslehrerkammern zu fordern. Bei den kommenden getragenen Perſonen müſſen auch in den Hausha
Kämpfen um die Shrle hat die Lehrerſchaft nicht vom Partei getragen werden, da die Abſtimmungsbogen nicht an
ſhandpunkt auszugehen, ſondern die Vereinheitlichung unſeres ern

ſonen verteilt worden wegen der hohen politiſchen Bedeutung der
ſich in ordnungs Abſtimmung in Oberſchleſien, Oſtpreußen, Weſtpreußen und

SchleswigHolſtein wird um genaueſte Ausfüllung gebeten, per
m

4 en einingsliſten ein

d as Reichsminiſterium, ſondern an eine andere Behörde abzu



ſind. Das S ln der am 8. Oken te, denen die Zähl ebis zum 10. Oktober abends nicht abgeholt worden ſind, müſſen die
dis papiere am 11. Oktober direkt im Stadthaus, Eingang vom

arktplatz, abliefern.
Die Abgabe der Zählpapiere für die Volkszählung

erfolgt vom 3. Oktober nachmittags an, im Stadthaus, Eingang
Marktplatz bis zum 11. Oktober. Für die Annahme iſt einden erdet Dienſt von 288 Uhr morgens bis 64 Uhr abends

erichtet. Gs wird noch beſonders darauf hingewieſen, diepapiere nicht auf dem Polizeirevier abzugeben ſind, ſondern
unmittelbar bei der Zählbehörde im Stadthaus.

Es wird immer ſchöner! Auf Grund von Mitteilungen eines
anonymen Schmierfinken war der Handlungsgehilfe Gräfe an
geklagt, im Juni 1910 Flugblätter verteilt zu haben, in denen die
Soldaten aufgefordert wurden, ihren Vorgeſetzten nicht mehr zu

horchen. Der Angeklagte beſtritt vor dem er dießerreffenden Flugblätter verteilt zu haben. Beweiſe te das
Gericht nicht bringen. Da er im Jumi ein Flugblatt: An die
arbeitende Jugend, verteilt hat, auf dem Stempel und Unterſchrift
vom Verlag fehlten, ſo beantragte der Stgatsanwalt Beſtrafung
wegen Vergehens gegen das Preßgeſetz. Der Angeklagte wurde
jedoch völlig freigeſprochen, da das Vergehen gegen das Preßgeſetzon mehr als drei Monate zurückliegt und infolgedeſſen nicht
mehr beſtraft werden kann.

RNehmt den Kindern die Waffen ab. Daß die Herren Sin
denten beſonders gerne mit Waffen ſpielen, davon ſehen wir
man e Folgen in den vielen zerhackten, mit Schmiſſen entfſtellten
Geſichtern. Mögen ſie ſich immer aen ſeitig verdreſchen. Dieſe
Kinderei iſt eben einmal typiſch für den deutſchen Farbenſtuden en.
Ss iſt aber eine Gefahr für die Alfgemeinheit,
wenn dieſe Herren mit Revolvern yerumlaufen.So war der Freik rbgſtudent Port aus Halle lüſtern näch einem
S ießprügel und die Studenten Späth und Kühnhold, welche „He-
ziehungen (wahrſcheinlich zu Noskeleutnants) hatten, verſchaff
ten ihm auch eir en Revolver nebſt Waſſenſchein. Am Juni
beſuchte nun Port ſeine n de in der Franckeſchen Stiftung,
um“den Revolver Zu „probieren“. Er Ja nach, ob der Revolver
geladen ſei und gab ihn ohne weitere Bemerkung dem Spath
zurück. Dieſer drückte aus 18 Meter Entfernung auf Port los,ein Suf krackte und Port re durch Herz und Dicn getroffen
tot zu Boden. Er wurde ſelbſt das Opfer ſeines Leichtſinns; denn
als früherer Soldat und als Angehöriger des Halliſchen Frei-
korps mußte er wiſſen, daß man nicht mit einem Revolver ſpieſt.

n der Verhandlung vor der Halliſchen Strafkammer erhieltpäth 1 Monat zen wegen fahrläſſiger Tötung; Kühnr
old wurde zu 60 Mk. Geldſtrafe wegen Nichtablieferns des
evolvers verurteilt.

Stadttheater. Hente, Dienstag, wird Zar und Zimmermann ge
r (Anfang 7 Uhr). Egmoyt. Am Donnerstag ge

angt unter der Spielleitung von Adalbert Kriwat der Schwank Die
Rutſchbahn von Heinz Gordon und Kurt Götz zur Erſtaufführung.
n den Hauptrollen ſind beſchäftigt die Damen Helene Hartmann,

tte von Durand, Jrma Grawi, Dora Debicke, Helene Senken
und Annemargret Schön ſowie die Herren Adalbert Kriwat, WilliSchur und a vah Freitag geht Meyerbeers Oper Die Hugenotten

in Szenz. Sonnabend: Martha. Sonntag nachmittag Fremdenvor-
ſtellung bei ermäßigten Preiſen: Heimat. Sonntag abend: Die
Zauhgrflöte.

Monarchhſtiſtiſche Erinnerungen in Schulbüchern. Der preu
Fiſche Kultusminiſter Haeniſch hat vor einiger Zeit verfügt: „Bis
zur bevorſtehenden Neugeſtaltung der Schulbü ordne ich hier-
mit an, daß bei notwendigwerdenden Neudrucken der Leſebücher
Bilder des früheren Kaiſers und ſeiner Familie aus
zuſchalten ſind, da ſie nur zur Verherrlichung der Dynaſtie
ünd zur Pflege des bisherigen Staatsgedankens beſtimmt waren.
Auch ſind alle Leſeſtücke zu enternen, die ſich zum gleichen Endziel
meiſt in anektatiſcher Weiſe mit der bisherigen Kaiſerhamilie be
ſchäftigen. Geſchichtlich bedeutungsvolle Bilder und Erzählungen
werden von dieſer Maßnahme nicht berührt. Ein rar'ß be
treffenden Leſeſtücke erſcheint zunächſt nicht notwendig. Die Pro
vinzialſchulkollegien ſind angewieſen, den für ihren Bereich in

ragen kommenden Verlagsanſtalten von dieſer Verordnung
ntnis zu geben.“ Die Verfügung kommt reichlich fpät, doch

möchten wir wünſchen, daß ſie von den Schulregktionären beſſer
beachtet wird als anderen Erlaſſe, die Haeniſch bisher heraus
gegeben hat.

Wohnungsſcheine. Wie feſtgeſtellt worden iſt, ſind zahlreiche
Einwohner noch nicht im Beſitze eines Wohnungsſcheines. Sämt
liche hier dauernd wohnhafte Perſonen, die noch keinen ſolchen be
ſitzen, werden daher erneut aufgefordert, ſich nunmehr bis 29 Oktober einen Wohnungsſchein ausſtellen zu laſſen. Die Wohnungs-
ſcheine werden in den zuſtändigen Reviermeldeſtellen (in der Zeit
von 8 r vormittags bis 1 Uhr ausgeſtellt, und zwar
für Perſonen, deren Familiennamen mit den Anfangsbuchſtaben
beginnen: A bis einſchl. E in der Zeit vom 6. bis 8. Oktober, F bis
einſchl. K vom 9. bis 11. Oktober, L bis einſchl. Qu vom 18. bis
16. Oktober, R bis einſchl. S vom 16. bis 18. Oktober. T bis einſchl.
8 vom 20. bis 22. Oktober. Wer nach dem 28. Oktober nicht im

eſitz eines Wohnungsſcheines iſt, hat eine Beſtraf zu gewär
tigen. Er Iäuft obendrein Sefahr, keine Lebensmittelkarten gus
gehändigt zu erhalten.

Naturalquartier für Flüchtlinge und Vertriebene. Der Magi
ſtrat läßt der Preſſe folgende Mitteilungen zugehen Jn der Ein
wohnerſchaft herrſcht vielfach noch Unkenntnis darüber, daß die
einzelnen Haushaltungen laut Magiſtrats Verordnung vom
22. September zur Aufnahme von Flüchtlingen und
Vertriebenen aus den abzutretenden Gebietsteilen ver-
dflichtet ſind. Und zwar kommt das Kriegsleiſtungsgeſetz hom
18. Juni 1873 zur Anwendung, wonach auf Erfordern nicht nur
Unterk unft, ſondern auch Verpflegung zu gewähren iſt.
Die r von welchen ſchon jetzt über 500 beimädtiſchen Wohnungsamt zur Unterbringung angemeldet ſind, wer
en den Jnhabern größerer Wohnungen mit einem Ausweis des

Wohnungsamts verſehen, zugewieſen. Die Flüchtlinge müſſen
unter allen Umſtänden aufgenommen werden. Im Falle der Ver
weigerung der Aufnahme kommt polizeilicher Zwang in
Anwendung. Alle ſachdienlichen Mitteilungen und Meldungen
ſind an das Wohnungsamt, Gr. Berlin 11, zu richten.

Jnternationaler Bund der Kriegsbeſchädigten, Kriegsteilneh-
mer und Kriegshinterbliebenen. Wir verweiſen nochmals auf die
n abend 758 Uhr, im Volkspark, ſtattfindende Mitgliederver
ammlung. Anläßlich der wichtigen Tagesordnung iſt das pünkt
Jinttliche Erſcheinen aller Mitglieder dringend erwünſcht.

äſte haben Zutritt.
Freie ſozigliſtiſche Jugend. Heute Dienstag, abend 8 Uhr

für Gruppe Süd (Konſfumhalle) Vortragsabend. Mittwoch
abend für alle Jugendlichen das Erſcheinen in der Lehrlingsver
ammlung der Metallarbeiter erwünſcht. Freitag abend
etzung der Generalverſammlung

Profeſſor Alexander Petſchnikoff iſt ein legene rer Jn-
ſtinkt-Muſiker von verzehrendem Feuer. Ein Beſuch ſeines Kon
zerts am uitg den 10. Oktober, im Mozartfaal, iſt deshalb
allen Muſikfreunden zu empfehlen. Studentenkarten für 2,10 und
1,60 Mk., ſowie Schülerkarten für 1,10 Mk. bei H. Hothan.

Halliſche Künſtlergrnuppe. Am Sonnabend, den 11. Oktober,
abends 8 Uhr, veranſtaltet die Künſtlergruppe Halle einen Vor-
tragsabend mit dem Thema: Einfi r in die neue Kunſt.
ren m Vortragender: Bildhauer Rich Horn. Eine
eſchränkte Anzahl Karten ſind im Parteiſekretarigt der U. S. P.

eher für den Norden beim Parteigenoſſen Otto Stummer,
ſtagner Straße 8. Der Vortrag findet im Zoologiſchen Garten

Ammendorf. Junktien rſi u Mittwoch, den 8. Oktober,
bends 8 Uhr, Sitzung der Diſtriktsführe
r weiblichen Vertrauensleute im Bahnhofsre

ort wollen wir, da uns dazu Gelegenheit gegeben iſt, abſeits ſt Das

r und Bezirksführer ſowie
ſtaurxant

Kreistag der A. S. P. für Delitzſch- Bitterfeld.
Am Sonnabend und tagte in Delitzſch eine anordentliche Kreisgenera vekfamlu üg re2 Weg

reiſes BitterfeldDel die von 99 Delegierten und von mehre
ren Vertretern des Kreisv s und Bezirksvorſtandes beſucht
war. Die parteitaktiſchen 97 ſpielten eine große Rolle in
den Debatten. wur e Preſſefrage beſprochen,
bei der G e em als Vertreter der Redaktion des Volks
blattes ſich auf die rfſte Weiſe gegen den Genoſſen Lebbin aus
Bitterfeld wandte. Lebbin hatte die Redaktion des Volksblattes
mehrmals wegen ihrer radikalen Haltung angegriffen. Jn der
Debatte wandten ſich alle Redner, ganz beſonders aber die Bitter
felder Genoſſen, gegen Lebbin, gegen den eine große Erbitterung
bemerkbar wurde und dem man e unverhüllt nahelegte, er
ſolle aus ſeiner rechts ſozialiſtiſchen Geſinnung die Konſequenzen
ziehen. Zu den Fragen des Preſſeaufbaues referierte Genoſſe
BuhleDelitzſch, der im Prinzip für eine eigene Zeitung in Delitzſch
Bitterfeld eintrat. ding wies er auch auf die Schwierig
keiten der Gründung hin. Die Genoſſen Scholem, Oelsner und
Raute warnten vor überſtürzten Zeitungsgründungen. GenoſſeScholem forderte zum Anusbau der Berichterſtattung für das
Volksblatt auf. Genoſſe Oelsner erklärte, ein Syſtem von Kopf
blättern des Volksblattes für die einzelnen Kreiſe ſei zu emp
fehlen. Ueber die Reichskonferenz berichtete Gen. Oelsner, der aus-
giebig die Frage des Parlamentarismus, des Räteſyſtems und des
internationalen Zuſammenſchluſſes erörterte. ie Diskuſſion
war ſehr erſprießlich. Ein großer Teil der Redner trat für den
w an die Dritte Internationale ein, ein anderer Teil wies
auf die ierigkeiten hin, die ſich dem Anſchluß entgegenſtellen.
Folgende Anträge wurden angenommen:

„Die Kreisgeneralverſammlung in Delitzſch iſt ſich einig in dem
Veſtreben, das revolutionäre Proletariat der ganzen Welt zur
Förderung der Weltrevolntion zuſammenzufaſſen. Sie erwartet
deshalb vom nächſten Parteitag, daß er ſeine ganze Kraft einſetzt,
aus der Zweiten Internationale alle die Parteien herauszuziehen
und zuſammenzuballen, welche durch den Klaſſenkampf und die
l des Proletariats zum Siege des Sozialismus kommen
wollen.“
9 Dieſe Reſolution wurde einſtimmig angenommen. Ein zweiter

ntrag:
„Die Kreisgeneralverſammlung erklärt ſich in der Frage des

internationalen Zuſammenſchluſſes für die Dritte Jnter-
nationale und beauftragt die Delegierten des Kreiſes, auf
di Parteitag in dieſem Sinne zu wirken,“ wurde mit 62 gegen 28
Stimmen angenommen.

Ferner beſchloß man die obligatoriſche Einführung der Kämp
ferin für die Fraten. Zu Delegierten für den Parteitag wurden
die Genoſſen Vuhle Delitzſch, Donner Brehna und Konrad

Aus der Provinz. o

Zſcherndorf gewählt. Ueber die Sanierung der Kaſſenverhältniſſe
referierte Genoſſe Mauß, der einen Antrag begründete, daß die
Parteivereine künftighin 80 Prozent der Einnahmen an die Kreis
kaſſe abführen ſollen. Nach längerer Debatte wurde dieſer Antrag,
der eine zwingende Notwendigkeit darſtellte, angenommen. Die
ganzen Mißſtände in der Organiſation des Vereins wurden auf
27 durch den Antrag Eilenburg, den Kreisporſtand nach De
isſch zu verlegen. Die Pitterfelder Genoſſen wehrten ſich gegen

den Antrag und betonten, daß man ſich durch den Fall Lebbin nicht
beeinfluſſen laſſen und nicht C ſolle, daß alle Bitterfelder
Genoſſen aus ſchwankenden Geſtalten beſtänden. Gen. Oelsner
beantragte, die Statuten dahin zu ändern, daß der Kreisvorſtand
von der Kreisgeneralverſammlung gewählt werden kann, damit
die Mitglieder des Vorſtandes nicht nur aus einem einzigen Orte
ſich zuſammenſetzten. Dieſer Antrag wurde einſtimmig ange-
nommen. Wetter wurde mit 46 Stimmen, bei namentlicher Ab-
ſtimmung, die Verlegung des Sitzes von Zentralvorſtand und
Sekretariat nach Delitzſch beſchloſſen. Der Kreisvorſtand ſoll ſich
aus je zwei Genoſſen von VBitterfeld, Delitzſch und Eilenburg zu-
ſammenſetzen. Als Vorſitzenden wählt der Kreistag den GenoſſenOtto Thomas, als Kaſſierer Genoſſen Otto Vele, beide aus
Delitzſch. Die Wahl der Vorſtandsmitglieder von Bitterfeld und
Eilenburg ſoll durch die dortigen Ortsvereine erfolgen. Der
nächſte Kreistag findet in Bitterfeld ſtatt.

Zucker für Rübenernte-Arbeiter.
Bei der geringen diesjährigen Rübenanbaufläche iſt es un

bedingt erforderlich, die geſamte Ernte ſicher einzubringen, damit
nicht wieder, wie im vorigen Jahre, größere Streden aus Arbeiter-
mangel unabgeerntet bleiben und beträchtliche Mengen Rüben im
Erdboden verfaulen. Um die Anwerbung von Arbeitern für die
Rübenernte zu erleichtern, hat daher das Reichswirtſchaftsmini-
ſterium die Reichszuckerſtelle ermächtigt, die bisherige Anteilzucker
menge für die Rübenarbeiter zu erhöhen. Es ſollen in Zukunft
etwa 4 Pfund Zucker von jedem abgeernteten Morgen Zuckerrüben-
land für die Rübenarbeiter zum Jnlandspreiſe zur Verteilung ge
langen, ohne daß dieſer Zucker den Arbeitern durch den Kommunnl-
verband auf ihre Zuckeranteile angerechnet werden darf. Er iſt
nur z den eigenen Hausgebrauch der Empfänger beſtimmt und
ſein Verkauf verboten. Nähere Beſtimmungen hierüber werden in
den nächſten Tagen den Zuckerfabriken von der Reichszuckerſtelle

ugehen. Die freizugebende Menge wird nach dem Gewicht der
Rüben errechnet, welche die Zuckerfabriken von den Rübenbauern

erhalten haben. Daher können nur ſolche Bauern, die ihre Rüben
an die Fabriken abliefern, ihren Arbeitern dieſe Vergünſtigung

uwenden. Für Rüben, die in Brennereien kommen oder von den
andwirten verfüttert werden, wird Anteilzucker nicht abgegeben.

Merſeburg. Parteiverſammlung. Die Parteigenoſſen be
faßten ſich in ihrer letzten Verſammlung r Jugendfrage.Eingehend beſprach der Genoſſe B. Koenen die Verhältniſſe, welhhe

ſich in der Jugendbewegung bemerkbar gemacht haben. Auf Grund
der jetzigen ahrungen iſt eine Hauptaufgabe unſ Partei, ſich
eingehend der Jngendbewegung anzunehmen. Die kuſſion ergab,
daß alle Anweſenden gewillt ſind, die Jugendbewegung vorwärtszu
treiben. Zu dieſem Zweck findet am Sonntag, den 12. Oktober, eine
Kreisjugendkonferenz in Merſeburg ſtatt, die ſich damit beſchäftiwird, eine Kreisjugendorganiſation zu gründen. Die in nächſter Zen

ſtattfindenden Wahlen zum Magiſtrat gaben Gelegenheit zu einer ein
ehenden Debatte. Genoſſe Fiedler nahm auf Grund ſeinerſörn en als Stadtrat eine Stellung ein, die dahin hinauslief o
n 8 hlen zu beteiligen. Er iſt ber

rn daß unſere Genoſſen im Intereſſe der Revolution, poſitivere
rbeit lee J Lange haben wir darnach geſtrebt,

welche jetzt
geht auf keinen alt Pathen Debatte wurde beſchloſſen, ſich an
der Wahl zu beteiligen. Die
gendes Reſultat: Langer, Fiedler, Seyfert, Hey, Wulf und Lehnert.
Na Lriedig einiger interner Angelegenheiten fand die ſehr intereſſant ver R Verſammlung ihr Ende. Dem Bildungsausſchuß
wurden 100 Mark überwieſen.

Etiendar Gewerkſchaftskartell. In der letzten Sitzung des
Gewerkſchaftskartells behandelte man zuerſt die Bildungsveranſtal
tungen fürs rer 19/20. Hierbei einigte man folgende Programm Am 25. September Wenn der junge Wein blüht;
24. Otktober, Konzert; 30. Ottober, Der Pfarrer von Kirchfeld
19. Povember, Das Käthchen von ten 1. Dezember, Üriet
Acoſta; 22. De ember, Kindervorſtellung; 30. Jannar 1920, Ein
Volksfeind; 25. Februar 1920, Fauſt für dieſes Stück wird 8 Tage
vorher ein auftlärender Vortrag gehalten). Außerdem ſollen drei

Er die Harmonie zwiſchen Gutsherrſchaſt, die ja immer für das Wo

es ſein, den
mehr u ſchenken als bisher. derkommiſſion tie Genoſſe Sander. Er teilt mit, daß die Luxem

l W Heh ecät e iſt. 2organiſierten Arbeiter ier egenheit geboten, ſeine freien De Bulisihel
n Studium zu verwenſich Breiteſtr. 11 im eau des Holzarbeiterverbandes und iſt ge
öffnet ch von 12—-1 für Kranke und Erwerbsloſe Mittwoch
von 3--5 S Jugendliche; jeden Dienstag und Freitag abends
7—-9 und Sonntags vormittags von 10--12 Uhr. Die utzung
unent u Als Ausweis dient das Partei oder Gewerkſchaftsb

am 19. Oktober und zur gemeinſchaftlichen Kon
erenz der Gewerkſ und der U. S. am 26. Oktober werden
e zwei Genoſſen delegiert. Auch kam man auf die Nichteinhaltung
es Achtſtundentages ſprechen. Die geſamte Arbeiterſchaft von

Eilenburg muß es ſich zur Pflicht machen, an dem Achtſtundentag
feſtzuhalten und nicht des freien Sonnabendnachmittags e an den
anderen länger arbeiten. Man ſolle deshalb die 46ſtündige
Arbeitswoche erſtreben. Durch Agitation unter den Gewerkſchaften
wurden über 400 Mitglieder für die U S. P. gewonnen. Auch für
die Varkcinreſſe wurden eine große Anzahl von Abonnenten gewonnen.
Vor Schluß der Sitzung weiſt Genoſſe Wilke, Rechnnngsführer„Volksfürſorge“ auf die Bedeutung diefer Verſicherun hin. Zwe

e dungen wolle man ſich an den Genoſſen Wilke, Bergſtraße 160,
wenden.

Torgau. Die t Arbeiterrates wurdenunmehr auch bei uns von den Stadtverordneten vollzogen, indem
man die Mittel für dieſen Zweck für die Zukunft verweigerte.
Der bereits ſchon vor vier Monaten unternommene, aber damals
geſcheiterte Verſuch, gelang jetzt, und zwar mit Hilfe der Nos
ſozialiſten. Wie man hört, ſollen dieſe „Arbeitervertreter“ ſe
den entſprechenden Antrag beim Magiſtrat geſtellt haben. Zum
Gegenſtande ſelbſt wurde von der gegneriſchen Seite in eine
Debatte nicht eingegangen. Der Vorſteher Dr. Ortmann be
zeichnete den Arbeiterrat als drei da eine Kontrolltätig-
keit in lge der durch das demokratiſchſte Wahlrecht gewählten und
aus allen Bevölkerungsſchichten zuſammengeſetzten Stadtverord-
neten-Parlaments abſolut nicht mehr notwendig ſei. Von unſerer
Seite ſprach zur Angelegenheit Genoſſe Hanke und wies auf die
Notwendigkeit des Fortbeſtehens des Arbeiterrates hin, wovon ſich
zu überzeugen, den Männern im Magiſtrat bald e
geben würde. Gen. Becker verlangte die Weiterbewilligung
Mittel; denn vom größten Teile der Torgauer Bevölkerung ſei
die Beibehaltung des Arbeiterrates erwünſcht. Die geheim vor-
genommene Abſtimmung ergab die Annahme des Magiſtrats-
beſchluſſes mit 19 gegen die 8 Stimmen unſerer Genoſſen. Das
Reſultat rief eine begründete Unruhe im Zuhörerraum hervor.

J Annaburg. Auch Annaburgbekommt ſeine Bürger
garde! achdem die aus 18 Sozialdemokraten und 8 Bürger
lichen beſtehende Gemeindevertretung ſchon dreimal die Gründuneiner Bürßerwehr abgelehnt hat, iſt der Bürgerſchützenverein a

den Einfall gekommen. den Schutz Annaburgs zu übernehmen,
da er vor einiger Zeit Gewehre erhalten hat. Der S i der
Statuten des Bürgerſchützenvereins lautet: Der Zweck des Ver-
eins iſt den Bürger und Gemeinſinn unter den Mitgliedern
heben, Liebe zum Vaterland zu befeſtigen und zu erhöhen, Einig-
keit und gegenſeitige Achtung hervorzurufen, den Bürger im
Gebrauch der Waffe zu üben, damit derſelbe in
vorkommenden Gelegenheiten dem Vaterlande
nützlich ſein kann. Am meiſten Verwunderung erregt es,
daß der Herr Vorſitzende jetzt ſo ſchießluſtig geworden iſt und das
„Vaterland ſchützen will, wo er es doch verſtanden hat, 4 Jahre
mit allen Mitteln ſich von der Schießerei fernzuhalten.

Schmiedeberg. Parteiverſammlung. Genoſſe Hamann
erſtattete den Kaſſenbericht. Einnahmen und R betrugen824,77 Mk. bei einem Kaſſenbeſtand von 152,98 Mk. Mitglieder
ſind 14 beigetreten, ausgeſchieden ſind drei, ſo daß am Quartals
ſchluß 84 männliche 18 weibliche Genoſſen und Genoſſinnen
vorhanden ſind. Genoſſe Stefan berichtete von der Kran enkaſſe
des Kreiſes Wittenberg, deren Verwaltung faſt vollſtändig in dänden unſeres Ortes liegt. Zur Kreiskonferenz wurde Geneſt

tefan beſtimmt.

Grünewalde. Die letzte Parteiverſammlung, ber
u. S. P. nahm zunächſt den Bericht über die Tätigkeit unſerer Ves
treter im Kreistag entgegen. Die Haltung unſerer Vertreter wurde
gebilligt. Anſchließend beleuchteten die Gemeindevertreter Diet
I und Lohde die Vorgänge bei den Gemeindevorſtandswahlen,
wobei die Ausführungen über das uninformierte Auftreten der
Scheinſozialiſten große Heiterkeit auslöſten. Zur Unterſtützung
der Partei und der Kreiskaſſe ſollen alle Mittel ergriffen wer
Die Kalenderverteilung bedingt die Mithilfe einer größeren
Genoſſen. Zu agitatoriſchen Zwecken wurde eine größere Partveranſtaltung beſchloſſen. Jeder Genoſſe muß ein Agitator
die U. S. P. werden, damit das zweite Hundert Parteimitgliedet
bald überſchritten wird.

Der Arbeiterrat beſchloß in ſeiner letzten Sidung daß
die Grlaubnis z Luſtbarkeiten aus volkswirtſchaftlichen Gründen
eine Einſchränkung erfahren müſſe. Dem Beſtreben der Arbeiters
ſchaft, die nichtliefernden landwirtſchaftlichen Beſitzer von dem Bo
zuge von Kohlen auszuſchließen, kann nur zugeſtimmt werden.

Grünewalde. Die Gemeindevorſtandswahlen be
wegen immer noch ſehr die Semeindemitglieder. Zwecke Ver
teilung der Sitze in der Gemeindeverwaltung dem Stärkever
hältnis entſprechend hatten unſere Genoſſen in der Gemeindeber
kretung mit den Scheinſozialiſten vereinbart, den bisherigen
meindeyorſteher, in Anerkennung ſeiner Njährigen Tätigkeit
die Gerinde, wiederzuwäblen. Dafür beanſpruchten unſere
noſſen die Befetzung der beiden Schöffenpoſten durch unſere
tion, da die U. S. P.- Vertreter bei dieſen Wahlen die Mehr
hatten. Der 3. Schöffe ſollte der zwei Mann ſtarken Fraktion
Rechtsſozialiſten zufallen. Auch ſollten die Kommiſſionen
leichen Teilen beſetzt werden. Doch das genügte den Herren niS mußten ſich unfere Genoſſen auf eigene Füße ſtellen und das,

Wahlergebnis war, daß Genoſſe O. Dietrich zum Gemeindevor
ſteher, Genoſſe H. Lohde zum i. Schöffen und Gen. K. Schwarge
zum 3. Schöffen gewählt wurden. Bei den Kommiſſionswahlen
waren nur die Liſten unſerer Genoſſen gültig. da es
die Scheinſozialiſten nicht fertiggebracht hatten, vorſchriftsmäßige
Liſten zuſammenzuſtellen.

Herzfeld. Wie die Großagrarier ihre Arbeiter ködern
wollen. Auf dem Rittergut Werchan wurde in der vorigen
Woche daß E eſt gefeiert. Dieſes Feſt wurde dazu benutzt, u

ihrer Arbeiter beſorgt war, und den Gutsarbeitern in der Oeffent
üchkeit beweiſen zu können. Spaltenlange Artikel brachten die hie
Wer über das gute Einvernehmen der beiden Klaſſen. Aller
chöne Reden wurden über die gute alte Zeit, die man
wieder herbeiwünſchte. Auch bekannte konſervative Größen von Herz
berg nahmen an der Harmoniefeier teil, damit ja die verlorengegangene
Verbindung mit den Landarbeitern wiederhergeſtellt wird, um bei
den nächſten Zpple die Stimmen dieſer Arbeiter für ſich zuwinnen. Deeba hatte man die Bewohner des ganzen Dorfes

laden, um auch ihnen das wohlwollende konſervative Herz zu 9
ie weit die Wohltätigkeit dieſer Gutsherren geht, beweiſt ja ſ

ein Beiſpiel. Auf demſelben Gute ſtarb kurz vorher ein Gutsarbeiten
welcher 14 Jahre dort beſchäftigt war. Die Arbeiter des Gutes gaben
ihrem verſtorbenen Arbeitsbruder das letzte Geleit. Da die Be
erdigung aber an einem Wochentage während der Arbeitszeit ſtatt
fand, zog man eben aus lauter Arbeiterfreundlichkeit die paar Stun
den Arbeitern vom Lohn ab, damit ja der Profit der „Herrſcha
nicht geſchmälert wird. Alſo echt jnnkerlich. Und dann n
Frage, welche die Allgemeinheit zu ſtellen hat. Wo ſind das Flei
und die Zutaten der, die man zum Braten verbraucht hat Wo
die Mengen von Weizenmehl her, wovon man gebackenverteiit hat Die Allgemeinheit hat ein e danach zu ſragen, daz rung der breiten Maſſe noch viel, ſehr viel zu wünſchen

brig läßt.Kurſe abgehalten werden über: Verfaſſungs- und Steuerfragen,
Redner: Fichte-Leipzig Wichtige Kapitel induſtrieller Bildung, Redner
Genoſſe rmannLeipzig; Kommunale Praxis. Die Zeit der Kurſe
wird veröffentlicht icht der geſamten organiſierten Arbeiter Sprechſtunde der Redaktion ven 12 bis 1 Uhr.



Stadttheater.

Freie Bahn der Frau!
Von Mathilde Wurm.

Das Frauenwahlrecht hat im Kriege feinen Stegeszug über alle
Länder angetreten, und das Land, das in ſeiner reaktionären Ver
ſtocktheit am längſten Widerſtand zu leiſten ſchien, Preußen-
Deutſchland, hat jetzt, kraft der Revolution, durch Artikel 1009 der
Verfaſſung des Deutſchen Reiches geſetzlich feſtgelegt: „Männer
und Frauen haben grundſätzlich dieſelben ſtaatsbürgerlichen
Rechte und Pflichten. Und wenn auch die Beſtimmung noch nicht
überall tatſächliche Verwirklichung gefunden hat, ſo liegt doch
gerade in der grundſätzlichen Anerkennung das Merkmal
einer neuen Zeit, die für die Frau anguheben beginnt eine Zeit,
die endlich die alte ſozialiſtiſche Forderung erfüllen kann: gleiche
Pflichten, gleiche Rechte! Das koſtbare Gut der Mitverantwortung
Lrleggfrnltunz und Geſetzgebung auch in die Hände der Frauen
gelegt!

Seit Jahrzehnten kämpfen die Beſten und Tüchtigſten für die
Gleichberechtigung der Frau, und der Krieg hat dieſem Kampfe zu
einem raſcheren Siege verholfen, als er ſonſt wohl möglich geweſen
wäre.

Hat die Revolution dieſe Entſcheidung ſprunghaft herbeigeführt,
ſo hat ſie leider nicht vermocht, die Frau auch wirtſchaftlich
zu befreien. Noch immer iſt das Leben mindeſtens der Hälfte aller
Frauen belaſtet mit dem Kleinkrum der Einzelwirtſchaft, die in
Bourgeoiſie und Proletariat Hände und Kopf dieſer Frauen er-
füllt, ihren Geiſt aber leer läßt. Unſere Hauswirtſchaft iſt in ihrer

e demehr zur Kindererziehung unvorbereitete und ungeeignete Mütter

Körperſchaften immer noch „männlich“ gerichtet iſt, kommt dem
Manne zu Hilfe, indem ſie die Frau nicht als gleichberechtigtes
Glied der Geſellſchaft nach Tüchtigkeit und Leiſtung wertet, ſondern
ſie zugunſten des Mannes aus dem geſellſchaftlichen Arbeitsprozeß
ſo lange auszuſchalten ſucht, als ſie einen „Ernährer“ hat, und die
Frau bei Gewährung politiſcher Gleichberechtigung zu wirtſchaft
licher Gleichberechtigung zu wirtſchaftlicher Abhängigfeit vom
Manne verurteilt, ſie zu ſeinem Anhängſel erniedrigt.

Die Zurückverweiſung der Frau in eine wirtſchaftlich längſt
überwundene Tätigkeit, wie ſie der heutige Einzelhaushalt dar-
ſtellt, iſt durchaus geeignet, eine raſche Aufwärtsentwicklung nicht
nur der Frau, ſondern auch der Geſamtheit zu politiſcher Erkennt
nis und Reife zu verzögern.

mittelalterlichen Form ſteckengeblieben, woran auch die Tatſache
nichts ändert, daß in der Regel nicht mehr jede Hausfrau ſpinnt
und webt, Seife kocht, Lichter zieht oder Brot bäckt.

Faſt immer iſt es die Berufsarbeiterin, die ſich im Gegenſatz zur
)qusfrau mit den Angelegenheiten des Gemeinwohls befaßt.

t d

Tag für Tag das Problem von Mutter
zu löſen verſucht ein Beginnen, das
ind unter der Herrſchaft des Kapitalis-

iemals von Erfolg gekrönt ſein wird. Denn dieſes Problem
erſt eine ſozialiſtiſche Geſellſchaft löſen, wie ſie ja auch erſt

dem Vater, der Führer ſeines Kindes ſein

s J p Sder Frau; ſie iſt es auch, die
J 2 r4ſchaft und Beruf praktiſch

u r 65 beſten Krafte aufzehrt r

Ia rrfl dwirltlic 1112 und

er in der Hauptſache die Trägerin der Politiſierung reicht. Wir haben die politiſche Gleichberechtigung errungen wir
Aeußerlich alſo haben wir Frauen heute eines unſerer Ziele er

können wählen und gewählt werden. Jnnerlich aber müſſen noch
viele Schranken fallen, ehe Denken und Handeln der Geſamtheit
dem tatſächlichen geſellſchaftlichen Sein der Frau von heute ent-
ſpricht. Nur die von einem Beruf von zielklarem Wollen erfüllte
Frau, die geſellſchaftlich notwendige Arbeit leiſtet, kann Weg

Gliedern, alſo auch der Frau freie Bahn gewährt zur vollen Eunh
wicklung ihres Menſchentums.

Aus den Gerichtsſälen.
Schwurgericht.

Wegen ſchwerem Landfriedensbruch, Plünderns und der lerei
hatten ſich die Arbeiter Karl Welz nnd Fritz Wolf, ſowie die un
verehelichte Minna Kellner zu verantworten. Es wurde zur
Laſt gelegt, in der Nacht zum 3. März in verſchiedenen Geſchäften
Scheiben zertrümmert und die Läden geplündert zu haben. Die An
eklagte Kellner hatte aus dem Hauſe von Pottel und BroskowſtkiBetten herausgeholt und mitgenommen. Die Angeklagten Welz und

Wolf hatten Goldwaren, Wein, Sekt und Kleidungsſtücke ſich an
geeignet. Die Geſchworenen bejahten alle Schuldfragen und verneinten
die mildernden Umſtände. Recht eigenartig „verteidigte“ der Herr
Verteidiger den Angeklagten Welz, indem er erklärte, daß er nur
durch Gerichtsbeſtimmung die Verteidigung übernommen habe andern-
falls er es nicht getan hätte. Er ſprach für mildernde Umſtände, weil
die jungen Leute, die in die Sicherheitswehr eingetreten „dort erſt
ſchlechte Menſchen geworden“ ſind. Die Sicherheitswehr von damals
war eben eine Organiſation der Revolution, kein Wunder, daß ſie
den Reaktionären noch heute ſo ſehr verhaßt iſt. Sie iſt eben keine
„Einwohnerwehr“ zum Schutze der ſogenannten kapitaliſtiſchen Ord-
nung. Das Urteil lautete für Welz auf 3 Jahre 6 Monate Zucht-
haus, Wolf auf 3 Jahre Zuchthaus, Kellner 1 Jahr 3 Monate Zuchthaus.

Lerantwortirch für Politik und Darteinachrichten: Karl Bock; für Halle und
Saalkreis: Gottlieb Kaſparek; für Aus der en und Verſammlungsberichte:
Werner Scholem; für Anzeigen: Hermann Schade; Verlag: Volksblatt G. m. d. H.
Druck Halleſche Genoſſenſcharts duchdruckerei G. m. b. 5.; ſämtlich m Halle.

Arbeiter Sekretariat, Halle (Saale).
Sprechſtunden nur wochentags von 11--1 Ihr und nachm.

435-—-7 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags geſchloſſen.

rbeiter, tretet den Vereinen der
Unabhängigen Sozialdemokratie bei

bereiterin werden für eine ſozialiſtiſche Geſellſchaft, die allen ihren und werdet Leſer des Volksblattes!

9 7 z30Aucnereinrichtungen

verſchiedene Muſter),
Büfett, Tiſch,Rahmen,
Bank, 1Handtuchhalt.,
2 Stühle, für 450 Mk.

Tee ni xFriedrich Pellele,
:908 Geiſtſtr. 25.

Bpsaretten Theater.
ue8. Letzte Woche:
chwuarrwalämedgln
Er rW 1 IIS 10 u. 4-6 Uhr.

Mittwoch, d. 8. Oktober, v

Anfang 7, Ende 11 Uhr 3 9Egmönt. S Hegen, Zahlung auf mein
Donnerstag: Scheckkomo bei Pfälziſch.

t Bank, Ludwigshafen aDie Kutzehkbahn. Fhein, von Sike 350
Turnverein Jahn, en en ttanover:

Hersehburg. ſichert 23134

Turnſtunden finden
18 lund netto je va.
Schwe zer, amerikaniſche

von jetzt an: Mittwochs
und Sonnabends, von

u. franzöſiſch. Schokolade.

abends 7.30 an, Schüler-
kriedrich Schmitt,

turnen, Mittwochs von
Ludwigshafen a. Rh.,

abends 6 Uhr an in der 4467

S brobe laphsahren

Vornehmstes Reitinstitut der Stadt Halle.
Direktion: Lüttich Bauerfeld.

Heute abend 7 Uhr: Fortsetzung des

großen Aal-Reifens
wozu alle Sportliebhaber freaundlichst eingeladen werden.

Tr gütigen Zuspruch bittet

w

mm Wintergarten.

Nolfcte Comnlett

Lieder und Gesamtspiele,
Thenterstitele,Revolutions-Künstler- r e Augen.Leertönen im *3132 postkarten, '8123 Meho: lwcher z 6.Vereinsabzeiehen,

Beitragsmarken, Girlanden,
Fahnen, Plakate sowie alle

Fest- und Tanzartikel.
Preisliste verlangen

Rich. Lipinshi, Leiprig.

Königstr. 12. Fernruf 2309.

Mull Pwett
Täglich ab 7, Uhr:

Augusün: M Went ſ.
Vorverk. 9-1 u. ö-7.

Pfandſcheine
über Möbel, Feder-
betten, Wäsche kauft

Die Direktlon.
Ludwigſtraße 12.

Schulturnhalle, Wilhelm- r
ſtraße, ſtatt. Anmeldungen
dafelbſt., 8135
Freitag. 10. Oktober, im
Reſtaur. Thüringer Hof:

General-
versammlung. Soſido
ne Kctetueg t Küächen, à

Der Vorſtand. Wohn i m

inzeim l.Kartoffel on n An
dämpker nur noch das wirklich

Gute Hamburger

PUPNen I. Spielwaren

finden Sie reiche Auswahl

Rud. Weibezahl
Obere Leipzigerstrasse 66.

AIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII

J 95 c S

Poelz-Kragen,

Muffen u. Barette

Neuanfertigungen,

Reparaturen und
Umarbeitungen

in preiswerter, ſolider
Ausführung. 4887

Aufblenden
getragener Pelzwaren,

ſow e
Zurichten u. färden V. Fellen

ſchnellſtens.

E. Solffrian,
Böllbergerweg 7. II.

E. Dippold, Gr. Gosenst. 12p.

Bellamy
Ein Rückblick aus

dem Jahre 2000.
Kart. 3 Mk., Porto 15 Pf.
Volksbuchhandlung,

Halle (S.), Harz 42/44.
Gut erhalt. Sofas 2 Rettsteil,
m. NMatr., 2 Kindoerbettset.,
Tisch, Wasohatänd. 2. verk.
4903 Triftetr. 18 I I.

*8136

Erst- Aufführung
für Halle.

Schlffhrüchlee
der Liebe.

Großes Filmdrama
aus dem Studenten- u.

Artistenleben.
S ARt G.

Spannendste Handlung.
Herrliche Sgenen.

Eine fataleim

Splelwarenhaus Große
S

in allen Gröesen. 4901 z Graubrot
Geſund f. Magen u. Darm! W

2 tot erſteller:v l Gito öppner,G e Gtaubrotwerk,n 9 Friedrichsplatz 9.Auskunft umſonſt bei
Zahle dopp. bis Afach KChwerbörigheitGold ernennen
S 6 e r ſendfach dewährt.,

Platin
pacentamtlud ge
ſchügt Härtrom-

BRrihanten
Uhren, Schmuchkſachen.
Unger, b. Steuer 85.

II
unſichtdar z. trag. Größe
*8054 Slängende Anerkennungen.

Sants Versand München Il

Altlleiderſtelle.
Kaufe zu höchſt. Preiſen
öbel, Wäſche, Garderobe, Schuhwerk

Winſtintremente gris
mengläſer, Uhren, Wert

Pfandſcheine.
Hennſcke,

Kl. Ulrichſtr. 15. Tel. 4414.

Gummſ-
waren, in beſt. Friedens
qualität, erhalten Sie bei

peer'
Große Ulrichſtraße 63,
gegenüber Arnold 4 Troitrsch.

Nur

Sie mü
überzeugtſein,

duß Anna Theuring e

Bei Umzug ſchnellſte koſtenloſe Abholungen.

Telephon 4263.

R o r t m xe n 3 Be a er he

dienen
Küdenarritue

Teller

e
G em a

Angewohnhelt.
Ein Schwank i. 2Akten.

Lachen ohne Ende

Auswan
4902

7. und 8. Novbr. I9.

Gelllotterie

z Gunsten d. Pengions-
anstalt für Lehrer und

Lehbrerinnen,
C coleee. der e e ALumpen, Wolle. Neutuch

Kaninchenfelle, Papier
kauft zu höchſten Tagesvpr.

4900

u. holt auf Wunſch ab 4747 WLudwig, SchwetsotkKestr. 14. 75 000
Um en Wagenkapsel

verloren. Gegen 3 Mk.

kauft laufend zu Belohnung abzug. 45911
Veileke, Geiſtſtraße 25. m. Veorsenden

unter Nachnahmse.

Rohvrodukten.
Taubenſtr. 3. Tel. 6178.
Partelschriften empfiehlt

Volkabuohh.

für Lumpen, Kupfer, Meſſing, Vlei, Wolle, Felle, At- höchſten Tages I o aus.eſen, Aither und Zeitungen uſw. immer noch die preiſen r h n
bekannten hohen Preiſe zahlt. leo kFeltscher, St nen Sedenhut e tm

für Damen, ſowie faſt
neuer Knabenpaletot für
89 u bill. zu verk.
4896 Forſterſtr. 47 III I.Große Wallſtraße 42.

Telephon 4263.
n

Ab mha r 7ääla Kautahak
reiner Blatt-TabakZahn- en e de ſtehen fortwährend prima Kanin- 1 a. Sorten felle,

84 in s Qualität bei e eekreten t h Rorzhaar I. Wolle kauft
eer „MAachn. et an öchſt PGroße cr. 63, Hentrich, Wabren ö zit S an. II J Weise 4 v

gegenüber Argeid Troitrsch. Halliſche Straße 131. v e Sbillig zum Verkauf. Velz u. Fellhandlung.-Bandagen-- Rote Speisemöhren ebr. Kohlbe Ranniaebeetr. 1. Tel. 1067.
e a ten Kelſtane i. e e r S nober-trangporteSperr uuelänneftertn a an a. d. S.
Große Ulrichſtraße 63, Kno 25 Mk. Merseburger aſthof Goldene Roſe. aus A. Ackermann.
gegenüber Arnold 4 Treitzsch. H I Str. 108, 11, Reinicke. *8020 Telephon 6842. Telephon 6842. Thomanusütr. 15. Tel. 661

Von heute an Hanrter, Hauwurt-

Arbeitsmarkta,

Zimmerleute
gesueht für dauernde Arbel'.

Dyckerhoff Widmann, A. -G.,
nagdeburg. Rauburean St rnbräücke.

*3138

Maurer
werden eingeſtellt

Neubau Lore Gartenſtadt skopau.

331 Zu melden beim Pöolier.

Heu erschlenen!!
Sehr u empfehlen

Arhelter stand

und Ehegluck
oder 2435

ſie 5chütre ich mich vo

Ktark. Famllenzuwachs7

Auf gesunde Art.
Und etwas über moderne

Säuglingserziehung.
Preis 80 Pf. Porto 10 Pf.
Zu beziehen durch die

Volkshuchbapdlun

Halle a. d. S., Harz 42/44.

ung Handwerker sucht
Privat-Mittags- und Abend-

Uiseb. Otf. unt. V. E. 407
an dio Exped. d. BI. 4605
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